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Befreiung.
Von-Wilhelm Sollman, M. d.R., Köln

Das politische Ergebnis der Konferenz im Haag sist die

Räumung der bsesetzten Gebiete bis spätestens Mitte des

Jahres 1930, fünf Jahre svor idem günstigsten im Friedens-
vertvag vorgesehenen Endtersmin Die Räumung- erfolgt nicht
ganz bedingungslos Zwar hat Deutschland kein Lösegeld
für die vorzeitige Freigabe der Pfänder zu zahlen, aber es hat
doch Kontrollrechte über die entmilitarisierten Gebiete

zugestehen müssen Eine der Kommissionen aus dem Looarnsoi

Vertrag-e oder der Völkerbundsriat soll auf Anruf sich mit
der Untersuchung etwa behauptete-r Verstöße gegen die Ent-

militarisieru.ng beschäftigen Deutschland braucht allerdings
der LocarnosKsommissisonsich nicht zu fügen, sondern kann aus

freiem Entschluß die Angelegenheit vor den Völkerbundsrat

bring-en, also eine Körperschaft, in der, von Nordamerika

abgesehen, die Hauptmächte der Welt vertreten sind. Das

mindert die Gefahr einer parteiischen profranzösischen Ent-

scheidung.
So unerfrseulich diese Kontrollrechte sind, so darf man

«

doch nicht vergessen, daß sie kein-e neuen Einschränkungen
deutscher Souveränität bedeuten Der Friedensvertrag hat
die dauernde Entmilsitarisierung des linken Rsheinufers und
eines Streifens von 50 Kilometer auf dem rechten Ufer fest-
gelegt. Diese tiefgreifende Beschränkung des deutschen Hoheits-
rechtes liegt durch das Friedensdiktat fest, dessen Gar-ernten

nahezu alle Mächte der Welt gegen Deutschland sind. A uch
ohne Kommission würde natürlich niemand

Frankreich hindern können, Verstöße sgegen
die EntmilitarisssierungssBestimmungen zu
behaupte-us usnd eine intsernationale Unter-

suchung durchzusetzen Da Deutschland nicht daran

denkt, die Entmilitarisierung zu umgehen, so bitter und un-

gerecht es deren einseitigen Charakter empfindet, hat es

keinerlei Nachprüfung zu fürchten Die Außenpolitik des

Deutschen Reiches auf diesem Gebiete war vielmehr dar-auf
gerichtet, jeden französischenVersuch abzuwehren die entmili-

tarisierten rheinischen Gebiete u n t e r e i ne d a u e r n d e

S onderkontrolle zu bringen Unter Kontroll-

kommissionen die sich zu fremden Verwaltungsorganisationen
im Rheinland-e, zu Kerngebilden eines neuen Separatismus,
zu ein-er neuen Bedrohung der deutschen Souveränität, zu
dauernden politischen Beunruhigungen hätten entwickeln
können

D i e se weitgehenden Gefahren hat die deutsche Delegation
im Haag zsurückgewiesen Dafür gebührt ihr der . Dank

Deutschlands. Vielleicht muß man dieses letzte Jahrzehnt am
Rhein sselbst um das Rheinland gsebangt haben, in all den-
wirren und swechselvollen Jahren für Preußen-,Bayern Hessen
und das Reich am Rhein gerungen haben-, um zu- ermessen,
was die Räumung der Rheinlande bedeutet. Jst s i e d o ch
im Grunde nicht mehr und nicht weniger als
die vollkommene Niederlage der franzö-
sischen Politik, die auf einen Rhseinstaat
unter französischem protektorat hinge-
aribeitethat und mehr als ein-mal ihrem Ziele
nahe zu- sein schien

Es wird der nationalen Befreiungstat nicht gerecht, wenn

man die Räumung nach demjetzigen geordneten Verhältnissen
am Rhein und den jetzigen ruhigen und festen Linien der

deutschen Außenpolitikbeurteilt. Ein richtiges Urteil gewinnt
manerst, wenn man den Weg zurückblickt,der seit 1918 ge-
gangen worden ist. Man lege Maßstäbeder Kritik lwie immer
an die Persönlichkeit-en und die Parteien, die Deutschlands
äußere Politik bestimmt haben, so wird doch eins vor der

Geschichte wahr bleiben: alle diese Führer der Republik hatten
den Willen zur Befreiung der Rsheinlande und den Glauben,
daß dieses Ziel durch friedliche Mittel zu erreichen sei. Nur
mit frieid l i chen Mitteln schon deshalb, weil Machtpolitik
für das entwaffnete Deutschland ausschied. Und alle Kritik
kann die Tatsache nicht erschüttern:das Rheinland ist befreit
worden durch deutsche Staatsmannskunst, die freilich nur

ZZX

möglich wurde durch die einmütige nationale Widerstandss
kraft der Deutschen am Rhein

Stellen wiu fest, »daßses uns im Jahre 1929 gelungen
ist, die These des Marschalls F o ch zsu zerreißen, der asm

51. März 1919 in einer Note an sdsie Regierungschefs der

Ver-bündeten geschrieben hat:
Wenn wir --dens Rhein nicht dauernd b esetzt

halten , gibt es keine Abrüstung keine geschriebenen
Bestimmungen irgendwelcher Art, die Deutschl-and davon

abhalten könnten, sich des Rheins zu bemächtigen und von

ihm aus mit Erfolg vorzurücken
Dieses Besetzt halte n in irgendeiner Fonm war

Frankreichs RheinzieL Die Militärs wollten ihr-e Regimenter
am Rhein stehen haben, und- diese unmögliche Forderung war

nicht die gefährlichste S chlimm er war die mit

Zähigkeiü und Geschick verfolgte franzö-
sis-ch-e politik, zunächst Preußen und dann

Tdas Reich durch eine Rsheinische Republik
vom Rheine abzudrängen

Diesem Ziel war Frankreich in diesem Jahrzehnt mehrere
Male zukm Greifen nahe, und zwar jedesmal, wenn im Innern
Deutschlands Verzweiflung, Abenteurertum Diktaturgelüste,
schwere Erschütterung des Staats-gefüges den Franzosen in die

Hände arbeitete Je·desmal, wenn in Deutschland
bedenkenloser Fanatismsus losstürmte ohne
Sinn für politische R-esal-itäten, ohne jedes
Verständnis für außenpolitische Möglich-
keiten, ohne jede Rücksicht auf die bedrohten
Grenz-l·ande.

Das war zum ersten Male, als im Winter 1918J1919 der

linksradiktale S p a r ta k i s m u s die Diktatur des proletariats
aufzurichten und die Wahl der( Nationalversammlung zu ver-

hindern bestrebt war. Da sank in weiten Kreisen des

rheinischen Bürgertums der Glaube, daß Deutschland noch von

Berlin her wieder aufzurichten sei. Man spielte mit dem

Gedanken, durch eine Rheinische Republik vom Westen her
die demokratische Reorganisation Deutschlands zu betreiben
Es geschah nicht aus französischen sondern aus deutschen
Beweggründen Hinter diesen aber erhob sich Frankreichs
Hoffnung»daß seine Truppen dieser rheinisschen Republik das

Gepräge geben würden Es war die letzte Tat der Arbeiter-

und Soldatenräte am Rhein, zusammen mit Teilen des

rheinischen Bürgertums die Ausrusung dieser Republik zu
verhindern

Die demokratisch gewählte Nationalversammlung war der

erste Damm gegen alle separatistischen Neigungen am Rhein
Die zur demokratischen Selbstbestimmung
berufenen Volksmassen fühlten sich mit den

deutschen Ländern und »der deutschen Repu-
blik unlöslich verbunden Immerhin- gewann
Frankreich und der von Franzosen geschürte illegale Separa-
tismus um Dorten neue Hoffnung-, als die Annahme des

Friedensvertrages in Frage gestellt war. Frankreich kalkus
lierte: Ablehnung des Friedensvertrages bedeutet Aufhören
des Waffenstillstandes, also Kriegszustand, und unter Kriegs-
recht ist die Rheinischse Republik mit Leichtigkeit den Rhein-

aufzuizwingen Der Opfevgang dies Sozialdemokraten
Hermann Müller und des Zentrumsmannes Dr. Bell in den

Spiegelsaal zu Versailles vernichtete auch diese Hoffnungen
So untragbar schwer der Friedensvertrag empfunden wurde,
dennoch atmete das Rheinland auf, weil es noch Schlimmeres
hätte befürchten müssen

Neue innere Stürme tobten in Deutschland: Kapp-putsch,
Ministermorde, wachsend-eWiderstände gegen die auf die Be-

freiung gerichtete Erfüllungspolitik. Jede schwere inner-

politische Krise belebte ldie französischeRheinpol-itik, die sich
immer wieder in sden Gedanken verliebte, die Zeit für die Ver-

- wirklichung der jahrhundertealten französischenRheinpläne sei
nun nahe. Unersmüdlich verkündete poincarå in seinen

-

Sonntagsveden, die Besatzsung sfrist en hätten
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überhaupt noch-nicht zulaufen begonnen-Vor-
zseitige Räumung — wer hätte dar-an denken konnenP Noch

schien sogar die Räumung ins den drei vertraglichfiestgelegten
Etappen 1925» 1950 rund 1935 sehr ungewiß. Warenvidoch
neu-e Gebiete von Düsseldorf bis Duisbiurg als Sanktionen

besetzt worden, und die Drohung ldes Ruh·r-emimarsch-serhob

sich am Horizont.
Sie kam und bracht-e die gewaltige wirtschaftliche und

finanziell-e Katastrophe Deutschlands. Genau vor ssechsJahren
schien dies-er zusammenbruch beinahe hoffnungslos..

Man

erinnere sich: täglich rasender Verfall der Wahrung, überall
im Reiche Massenstreiks, Hungierrevolten und gewalttatige
Demonstratio·nen,nationalistische putschsversucheim Norden

und im Süden, kommunistische Erhebung-en in Mittel-deutsch-
land und in Hamburg, Arbeitslosigkeit von Millionen,ganz
Westdeutschland in den Händen der Franzosen,die Eisen-
bahnen bis tief snach Westfalen in französischerRegie,»Holl-
grenze mitten durch Westdeurschland, bbutige separatistische

s

Aufstände die Beamten rund- die Volksführer von der Be-

satzung ausgewiesen. Noch hielt »die Bevölkerung heroischsaus.

Niemand aber konnte sagen, wie bange die gequälten, terroris

sterten, hungern-den, durchs die Putsche und Nachrichten aus dem

Innern Deutschlands verwirrten Menschen noch die Frosnt,
halten konnten. Im Reiche selbst gaben zahlreiche unzweifel-
haft nationale, ja gerade sehr stark national betonte Männer

das Rheinland vorüber-gehend auf. Gerade in

dies-en Kreisen ginge-n die Schlagworte
von dem »Abschreibsen« der Rheinlande und

von der »Versackunsgsspolitsik« um-. Bis in »das

Reichskabinett kamen die Forderungen, alle Zahlungen in das

Rheinland einzustellen, auch diejenigen sozialpolitischer Natur,
eine eigene rheinische Währung zu schaffen, das Rheinland
zunächst-»demZugriff der Fremden zu überlassen,den Friedens-
vertrag zu zerreißen, den latenten oder ssogar den akuten

Kriegszustand hinzunehmen. Das alles nicht etwa, um das

Rheinland für immer preiszugeben, sondern in lder haltlosen
Hoffnung, es unter günstigen Verhältnissenzurückzuholen

Das Rheinliand aber wehrte sich ver-

zweifelt gegen alle diese Pläne. Es wollte keine

Klammer zwischen sich und dem Reichs lockern. Es hat recht
behalten. Wie wenige mögen aber in jenem wilden Herbst
1923 mit uns des festen Glaubens gewesen sein, daß wir

Mächteihre Fahnen

dennoch in einigen Jahr-en mit friedlicher Befreiungspolitik
zum Abzug der Besatzung, zsur festen Verklammerung der

Rheingebiete mit dem Reiche kommen würden. Eigentlich
hatten wir .zur Rechtfertigung unserer politik nichts als

unseren Glauben, aber nun geben uns die Marschbefehle an·
die Besatzung recht.

Man nörgle wie immer. Daß in diesen sechs Jahren aber

große Schritte auf dem Wege zur Freiheit getan worden sink,
sollte niemand leugnen. Vergessen sollte man auch nicht, daß
Frankreich, als der Traum tdes Rheinstsaats zerrann, doch
noch auf Umiwegien zur V·orherrschaft im Rheinlsande zu
kommen suchte. Es verlangte ein V öslkserbusndss

r-egime, internationale Gendarmerie, und»

als es damit nicht durchdrang, mindestens Elemente-
stable-s, dauernde Kontrollorgsane im Rheinlasnde, also ein

fremdes Regime über deutsch-es Land.

Da m it muß man die politischen Ergebnisse der Haager
Konserenz vergleichen, um zu wissen, was trotz allem dieser
Schlußsteinsder außenpolsitischenEntwicklung bedeutet.

Wir Deutschen am Rhein haben nun oft genug erlebt,
wie Katastsropshenpolitikuns an den Abgrund geführt hat. Da-

gegen hat uns eine ruhige und stetige Befreiungspolitik nun

vom Drucke der Besatzung und aller Gefahr der Lostrennung
erlöst. Aus der Erfahrung eines Jahrzehntes wehren wir
uns gegen alle Versuche, die Ergebnisse der Haager Konferenz
aufs Spiel zu setzen. Ein Sieg dieser Bestrebungen würde
nicht die Befreiung der Rheinlanide bedeuten, de nn sie ist
nicht durch ein-en einseitigen deutschen
Willen-sakt möglich, sondern im besten Falle neue

Verhandlungen mit ungewissem Ausgang und bestimmt eine

Versteifung des französischenWillens am Rhein, eine Ver-

mehrung des internationalen Mißtrauens gegen Deutschland
«

und nicht zuletzt auch gefährliche innerdeutsche Spannungen.
Ein Ziel, ein großes, ist erreicht, »wenn-« die fremden

im Rheinlande niederholen Das

ganze Deutschland sollte diesen Tag feiern als Zeichen
wachsender deutscher Freiheit und wachsend-en europäisschen
Friedens. Gewiß, noch stehen große Aufgaben svor uns, die

erfüllt werden müssen, ehe wir wieder eine gleich-berechtigte
Nation im Kreise der Völker sind, aber diese Erfüllung wird

leichter sein auf Grund des Aibschlusfes vom Haag als sie
vorher gewesen ist.

«

Freiheitauch für die Saat.
,

Von Karl O l l m e r t , Frankfurt a. M. (früsherSaarbrücken).

Mit besonders großer Spannung hat die Bevölkerung des

Saargebietes den Gang der Verhandlung-en im Haag über die

Räumung des noch- .besetzten Gebietes verfolgt und mit freu-
diger Genugtuung die Rach-
richt vernommen-, daß der

letzte fremde Siobdsat bis zum
Zo. Juni 1930 spätestens
Rhein und pfalz verlassen
haben soll. Sie erblickt hierin
eine wesentliche Förderung der

gerade von ihr gewünschten
Verständigung zwischen den

europäsischenVölkern, nament-

lich zwischen Deutschland und

Frankreich. Leider aber hat
die französischeVertretung im

sHaag sich noch nicht bereit

gefunden, über die Lösung der

Saat-frage bestimmte Zusagen
zu machen. Sie ist üsber Er-

klärungen zur Bereitwilligkeit
in Verhandlungen über das

Saarproblem einzutreten, wie
es scheint, nicht hinaus-

gegangen. Und doch sollte
Frankreich einsehen, daß sich

Saat-brüsten

Die kotb. Kirche St. Michael

seine alten Saarpläne nicht verwirklichen lassen und es in

erster Linie seine Pflicht ist, darauf bedacht zu sein, das der

Saarbevölkerung angetane schwere Unrecht, soweit dies geht,
nunmehrxsunverzüglichwieder gutzumachen. »

-- Wie ·liegen die Verhältnisse an der Saat? Zu den

Kriegszielen Frankreichs gehörte auch die Annektion des

Saargebietes. Jedoch war Wilson hierfür nicht zu haben,
auch dann noch nicht, nach-dem Clemenceau sich-in Versailles
nicht gescheut hatte, wahrheitswidrig zu behaupten, im Saar-
gebiet wohnten auch 150 000 Saarfranzosen, die die Vereini-

gung mit Frankreich gefordert hätten. Tatsächlich wohnten
keine 550 ssranzösisch
Sprechende dort, also
nicht einmal zH auf 1000
der rund 750 ooo Ein-

wohner. Es kam in Ver-

sailles schließlich zu
einem Kompromiß, wa-

-durch die Franzosen die

Saargruben schinden-
und lastenfrei erhielten,
Deutschland zugunsten
des Völkerbsundes auf die

Staatshoheit im Saargei
biet verzichten mußte und
die Bevölkerung an der
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Saar für IT Jahre einer vom Rat des Völkerbundes zu ern-en-

nenden Regierusngskommission unterstellt wurde. Nach Ablauf
dieser Frist lsoll sie darüber entscheiden, osb sie weiter vom Völker-

bund regiert oder zu Deutschlands oder zu Frankreich gehören
will. Der Völkerbund bestimmt unter Berücksichtigungdes Ab-

stimmungsergiebnisfes,unter welche Souveränität das Gebiet
tritt. Kommt es zurück zu Deutschland, hat -

Deutschland das Recht, die Saargrsuben zurück-
·zukausen. Der Preis hierfür wird durch drei

nach Stimmenmehrheit beschließen-deSachver-
ständige fetzgesetztz einer davon wirld von-

’

Deutschland, einer von Frankreich und einer, der

weder Deutscher noch Franzose sein darf, vom
-

Völkerbundsriat ernannt.
— sfs

·

Seit dem Inkrafttreten dieser Bestimmun-
gen sind rund zehn Jahr-e vergangen. Die deut- .-1;;«T»»

i
; , »-

sche Bevölkerung an der Saar war während s is il
dieser Zeit nicht nur von ihrem Vaterlande

getrennt, sondern einer Frankreich erge-
benen und von ihsm stärksten beseinflußten
Fremdherrschaft unterstellt Dazu suchte Frank-
reich mit allen Mitteln es dahin zsu bringen, das Saat-

gebiet doch noch in seinen Besitz zu bekommen. Was es

in Vsersailles nicht erreicht hatte, sollte in der vorgesehenen
15jäshriigenFrist bis zur Abstimmung erzielt werden. plan-
mäßig setzte überall die französischeVerwelschungsarbeit auf
kulturellem, wirtschaftlichem unsd politischem Gebiete ein.

Lock-, Droh- und Druckmittel verschiedenster Art

wurden angewendet, um die deutsche Kultur

zurückzusdirängenund fürdie französischenAn-

hänger zu gewinnen. Kirche, Schule, Theater,
Musik, presse, Spiel und Sport, kurz alles was

auf kulturellem Gebiete vson Bedeutung ist,
«

suchten cdie Franzos-en in ihre Gewalt zu brin-

gen oder doch in ihrem Sinne zu beeinflussen.
Geld und Macht hatten sie hierfür besonders in
der ersten Zeit genügend. Ihre pläne schei-
terten jedoch an dem einmütigen und ent-

schlossenen Festhalten der Bevölkerung an ihrer
deutschen Kultur. Die Franzosen haben an

der Saar fiür ihre Kultur und Zivilisation
Keinerlei Eroberungen machen können.

Politisch hat der Versailler Vertrag sdsie

Saarbevölkerung völlig entrsechtet. Die Teil-

nahme an den deutschen Reichstags- bzw. den
in Frage kommenden Landtags-mahlen (preußen
und Bayern) wurde ihr unmöglich gemacht.
Ein eigenes parlament sieht aber dser Ver-

sailler Vertrag nicht vor. Erst nach langen
schweren Kämpfen wurde die Wahl eines -

Tandesrsates zugestanden, der jedoch nur das Recht desBegut-
achtung erhielt» Daneben ernennt die Saarregierung ohne
irgend-welche Fühlungnahme mit der Bevölkerung nöch einen

Studienausfchuß, der ebenfalls keinerlei Rechte hat« mpolitisch
ist die Bevölkerung ssomit völlig rechtlos. Lange Zeit wurde

auch versucht, jede politische Betätigung, namentlich die im

deutschen Sinne, zu unter-drücken Zeit-
weise hatten besonders auch die gemerk-
schaftlicheinOrganisationen schwer unter

Bekämpfungen zu leiden. Der Druck und
Terror ging so weit, daß es 1923 auch
den Engländern zu viel wurde. Erinnert

ssei nur daran, daß Lord Cecil 1923 bei
einer Völkerbunsdssfitzungdie Vorgänge an

der Saar krsitiisierte und der frühere eng-
lische Minister Asquith bei der groß-en
Aussprache über Saar und Ruhr arm

U. Mai 1923 im englischen Unterhause
mit Bezug auf das Sasargebiet u. a. er-

klärte, man möge die geschichtlichen Be-

richte über Rußlands Vorgehen in der polnischen Frage durch-
blätterte man würde kein ärgeres Beispiel idespotischer Gesetz-
gebung, keine schlimmere Unterdrückungder Grundrechte freier
Staatsbürger entdecken, als sie ander Saar zu finden sei.

Erreicht hat Frankreich jedoch mit seinem Vorgehen auf
politischem Gebiete für sich nichts. Im Gegenteil; die Be-
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Nomanlfche Kirche (Rückanfiel)t)

fSt. Wendel: Dom -

Music-steh Hauegruppej am Schloßberg

völkerung zeigte nun erst recht, daß sie von ihm durchaus
nichts wissen wollte. Sehr deutlich kam dies u. a. zum Aus-
druck bei den Wahlen zum Landesrat, die bisher dreimal statt-
fanden und sich jedes-mal zu einem einmütigen Bekenntnis für
das Deutschtum gestalteten. Besonders die beiden ersten
Wahlen zum Landesrat (25. Juni 1922 und 27. Februar 1924)

wurden von allen deutschen parteien offen
s

unter der Parole: »Für das Deutsch-tum,
gegen die Vserwelsschung«geführt und selbst

»
die Kommunisten traten im Wahlkampf für die

«

Wahrung des Deutschtums im Saargsebiet ein.

Separatistische Listen erhielten bei keiner Wahl
auch nur ein einzig-es Mandat. Bei der dritten

Wahl (25. März 1928) haben es die Fran-
zosen und ihre Freund-e gar nicht mehr gewagt,
mit einer eigenen Tifte oder mit einer ver-

kappten auf den plan zu treten. Sie wollten

sich die totsicher zu erwartende Blamage
ersparen. —. Nur auf wirtschaftlichem Ge-
biete konnten die Franzosen an der Saar

Einfluß gewinnen Hier bot ihnen der Ver-

sailler Vertrag große Auswirkungsmöglichkeiten. Und wo

diese nicht ausreicht-en ging man darüber hinweg, beseitigte
z.s!B. in Widerspruch- zum Versailler Vertrag die Markwähs
rung, um an ihre Stelle die französischeWährung einzuführen
Sehr zu statten kam ihnen auch die deutsche Jnflation. Alles
in allem sind sie heute Arbeitgeber für den größten Teil der

Bevölkerung. Das hat vornehmlich aber die

Arbeiterschaft aller gewerkfchaftlichen Rich-
tungen nicht abgehalten, offen zu erklären, daß
sie sich in ihrer nationalen Gesinnung nicht
im geringsten vom Arbeitgeber beeinflussen
ließe-n und »der Satz »Wessen Brot ich esse,
dessen Lied ich sing-e«,für sie nie Geltung haben
werde. Der wirtschaftliche Einfluß der Fran-
zofen gründet sich ganz überwiegend, ja fast
ausschließlich auf dem Besitz der Saargruben.
Geht ihnen der verloren —- unid das ist un-

bedingt sicher wenn es zur Abstimmung
kommt —- dann wird auch ihre ganze Basis so
stark erschüttert, daß von ihrem Einfluß auch
auf wirtschaftlichem Gebiet kaum etwas von

Bedeutung übrig bleibt. Er ist künstlichdurch
den Versailler Vertrag entstand-en und wird mit
sdem Aufhören seines Schutzes wieder vier-

schwinden. — Zussammenfafsend ift also zu
sag-en, daß die Franzosen ishr Saarspiel ver--

loren haben. Sie können es, wenn sie die Ge-

fahr der völlig-en Isolierung isn der Weltpolitik
auf sich nehmen und ihren eigen-en Erklärungen

von dem Streben nach einer Befrisedung Europas ins Gesicht
schlagen wollen, allenfalls noch bis 1955 (Abstinrmungsjahr)
fortsetzen. Klug wäre dass aber nicht von ihnen, denn dann würde
die Abstimmung eine Niederlage für sie bringen, lwie sie bisher
in seinem solchen Falle noch nicht dagewesen ist. Auch- hätte
Deutschland dann keinerlei Ursache mehr, selbst auf französische

Wünsche, die sich auf die wirtschaftlichen-
Beziehungien zwischen der iSaar und

Frankreich beziehen, irgendwie einzu-
gehen. Alle in der Saarwirtschaft
stehenden deutschen Menschen, ohne Un-

terschied des Standes und der Partei-
zugehörigkeit, haben, ebenso wie die

politisch und kulturell in Frage ksoims

menden, immer wieder in der eindeus

tigsten Weis-e erklärt, daß sie die so-
fortige restlos e Wiederangliederung an

Deutschland wollen. Sie find sich be-

wußt, daß die Rückgliederung infolge
der gewaltsamen- weitgsehenden Abschnü-

rung der Saarwirtfchaft vom deutschen Wirtschaftsmarkt
Übergangsschwierigkeiten mit sich-.bringen wird. Sie mufsen
eben überwunden werden; denn kommen werden sie doch
einmal, wenn nicht bald, dann 1935 bestimmt.

An der Saar weiß man auch, daß insbesondere die maß-
gebenden französischenKreise sich davon haben überzeugen
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müssen,daß sich ihre alten Ziele nicht nur nicht verwirklichen
lassen, sondern daß auchl neu-e Pläne, wie z. B. die Errichtung

eines eigenen Staates, oder die Bei-
-

behaltung des jetzt für tdas Saar-

,--" gebiet geltenden französischenZoll-
«« syst-ems, oder die Abtrennung eines

kleinen Teiles des Gebietes, z. B.

des War-ndt, keinerlei Aussicht auf
Verwirklichung haben, weil die

ganze Bevölkerung jede·Tösung,die

nicht die restlose Rückglsieidercungan

Deutschland mit sichsbringt, auf das

aller entschiedenste ablehnt und

dauernd asblehnen wird-.

Aus all diesen Gründen glaubt
man, daß Frankreich bei den be-

vorstehenden Verhandlungen bereit

sein wird, über eine baldige
Tösxung der Saarfrage mit sich
reden zu lassen, und man hofft,
gleich-zeitig mit dem besetzten Ge-

biet frei zu werden. Diese Hoff-
nung wird bestärkt durch »;»die
Tatsache, daß die angeblichen
Ursachen für die Tostrennusng
des Saargebietes restlos besei-
tigt sind. Als Grund für das

Saarexperiment wird in dem Versailler Vertrag nämlich ge-
nannt, daß Deutschland die Saargruben als Ersatz für die Zer-
störung der Kohlengruben in Rordfrankreich und als An-

zahlung für die geschuldete Wiedergutmachung der Kriegs-
schädenabzutreten habe. Nun sind aber die nordfrsanzösischen
Gruben längst weit über den Vorkriegsstand hinaus wieder

Der romanifche Turm

leistungsfähig, und über die Wiedergutmachtung hat man sich -

doch schon seit Locarno gee'inigt. Mit vollem Recht kann seit-
dem die Rückglielderung gefordert

häßlich-enKriegsreste ein-treten, also auch fsür die Lösung des

Saarproblems im Sinne der Gerechtigkeit und des Willens der

Bevölkerung Und wenns man für das bsesetzteGebiet eine Lösung
gefunden hat, wird das auch für die Saar möglich sein« Die

Haltung Frankreichs in der Saat-frage wir-d als ein Prüfstein für
seine Ehrlichkeit isn kder Versöh-
nsungspolitik angesehen werden

müssen. Nach den bisherigen
Erfahrungen möchte man na-

mentlich auch Briand für zu
klug halten, als tdaß man an-

nehmen könnte, er— werde bei

der bisherigen felbstsüchtigen
Einstellung an der Saar blei-
ben. Schließlich wird auch-noch
ein materieller Grund für
eFrankreich mitsprechen. Wenn
es jetzt mit Deutschl-and und
der Saarbevölkeruxng versucht,
zu einer vernünftigen Verstän-
digung zu kommen, wird es viel

lbichter für Frankreich sein,
günstigeBedingungen auf wirt-

schaftlichem und zollpolitischem
Gebiete zu erzielen, als wenn

noch Jahre ins Tand gehen.
Sofern die Lösung nicht bald

kommt, hat die Bevölkerung ein Interesse daran, daßabgestiimmt
wird, um ein für allemal der ganzen Welt zu zeigen, daß es sich
an der Saar um ein reisn deutsches Gebiet handelt, dessen Ein-

wohner 1919 durch den V-ersaillserVertrag in brutialster Weise·
vergewaltigt worden sind. Solche Äußerungen, die eine Ab-

stimmung wünschen, werden an der Saar gar nicht selten laut.
Will Briand wirklich sder Weltviersöhnungdienen —- und

das nehmen wir an —- dann darf er weder auf das

Geschrei der C«hauvinisten,Mili-

Grabmal des Amtmanne von Hagen

werden, zumal die rein deutsche
Saarbevölskeriungeinfach·als An-

hängsel der Kohle behandelt und

gegen ihren wiederholten ausdrück-

lichen Einspruch einer mit diktas

torischer Gewalt ausgestatteten
Fremdherrschaft unterstellt worden

ist. Zu berücksichtigenist ferner
der Wandell des Geiste-, aiuf den« so
oft hingewiesen wird. Jst er tat-

sächlich so weit gediehen, wie es

vielfach dargestellt und angenom-
men wird, dann muß er sich auch

auf das Saargebsiet aus-wirken. Alle

ehrlichen Freunde der politischen

taristen-undJnterefsenten in seinem
Lande hören, noch versuchen,
neue Geschäfte an der Saat zu
machen. Einst-weilen hofft man

hier, daß die verantwortlichen po-
litischen Führer Europas ein-

schließlich Frankreichs nach all

dem, was in den letzten Jahren
vorgegangen ist, nunmehr endlich
auch ernstlich versuchen wenden, »die
Saarfrage aus der Welt zu schaffen,
und man erwartet, daß die Frie-
densglocken im Saargebiet späte-
stens gleich-zeitig mit denen acm

Rhein und in der Pfalz läuten

Entspannung mild- Vetitänsdsigmg können, ohne idaß Deutschiand
müssen für ein-e schnelle, restlose Aman R dafür neue Opfer zu bringen
Ausräumung der noch vorhandenen möchtingiche Eisen- und erschwert-) acsamtqniicht braucht.

—-

- —

Das Saargebiet, seine Struktur, seine probleme.
Hofer, A.-G., Saarbrücken.

Es handelt sich um ein ganz hervorragendes, 585 Seiten

starkes, in Leinen gebundenes Werk, das sich sehr eingehend mit

dem Saargebiet und vornehmlich mit den problemen, wie sie hier

infolge des unglücklichenAusganges des Krieges entstanden sind,
befaßt. Herausgeber ist Professor Dr. Kloevekorn, Saar-

brücken. Seine Mitarbeiter sind sehr angesehene politische und

wirtschaftliche Führer des Saargebietes und andere ausgezeichnete
Kenner der Vorgänge an der Saar. Einen besonderen Wert erhält
das Buch dadurch, daß die Mitarbeiter aus den verschiedensten
parteipolitischen und wirtschaftlichen Lagern stammen. In streng
sachlicher Weise schildern sie eingehend und gemeinverständlich die

geschichtlichen, politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Ver-

hältnisse, so daß es dem Leser des Buches leicht wird, sich ein recht
genaues und objektives Bild darüber zu verschaffen· Da in dem

Verlag Gebr. Werk alle wesentlichen Gebiete, die in Betracht kommen, behandelt
sind, füllt es auch eine bisher vorhandene Lücke in der Saarliteratur

aus. Zudem ist darin eine Zusammenstellung aller wichtigeren
Schriften, die sich mit Saarfragen befassen, enthalten und somit
eine zur Zeit wohl lückenlose Übersicht über die Saarliteratur

gegeben. Umfangreiches, vorzügliches Kartenmaterial sowie zahl-
reiche sehr gute Tandschafts-, Städte- und Jndustriebilder ge-
währen einen wertvollen Einblick in das landschaftlich so schöne
und doch außerordentlich industriereiche Tand an der Saar, dessen
Bevölkerung sich — wie auch das vorliegende Werk deutlich zeigt-
so mutig und entschlossen für die Erhaltung ihres Deutschtums
und ihre Rückkehr zum deutschen Vaterlande einsetzt.

Aus alle diesen Gründen ist die Herausgabe dieses Werkes

sehr zu begrüßen Herr Prof. Dr. Kloevekorn und seine Mit-

arbeiter haben sich damit ein großes Verdienst um das Saargebiet
erworben. K. O.
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Das übertragunasproblemnnd der Libertragunasschutz
im Dame-Plan und im Yasuna-Plan

Von Dr. Georg Mertens.

Wer überzeugt ist, daß der Weg von Versailles zur vollen

politischen und wirtschaftlichen Freiheit nur unter zähem Ringen
Schritt für Schritt zurückgelegtwerden kann, wird den youngiPlan
danach beurteilen, ob er als eine weitere Etappe auf diesem Wege
anzusehen ist und einen Fortschritt gegenüber dem Dawes-Plan dar-

stellt, ohne die weitere Entwicklung in der Zukunft zu versperren.
Dabei drängt sich insbesondere die Frage auf, ob der youngsPlan
neben den unmittelbaren, unbestreitbaren Vorteilen (Entlastung,
Befreiung von Kontrollen und Pfändern, Rheinlandräumung) auch
noch die Sicherungen und Chancen gewährt, die der DawesiPlan bietet.

Die Sicherungen des DawessPlanes bestehen bekanntlich im

wesentlichen in dem Übertragungsschutz,der sogenannten Transfers
klausel, die bestimmt, daß die von Deutschland im Inlande auf-
gebrachten Summen an die Gläubiger nur übertragen werden

dürfen, soweit und solange die Stabilität der deutschen Währung
dadurch nicht bedroht wird. Es ist von größter Wichtigkeit, sich
über den Sinn und die wirtschaftliche und politische Tragweite
dieser Klausel Rechenschaft zu geben und den Schutz, den sie ge-
währt, zu vergleichen mit demjenigen, den die in dem youngsPlan
eingebauten Sicherungen gewähren.

I. Das Übertragungsproblem
Wir müssen uns zunächst klar darüber werden, worin über-

haupt das sogenannte Übertragungsproblem besteht. Man kann

das kaum deutlicher und prägnanter zum Ausdruck bringen, als
es die DawessSachverständigen in ihrem Gutachten von 1924 getan
haben. Man sagt nicht zuviel, wenn man feststellt, daß ihre Aus-

führungen über dieses Problem die entscheidende Wendung in der

Reparationspolitik herbeigeführt haben, nämlich die Wendung von

der Willkür zu einem Plan, der wenigstens den elementaren

Lebensnotwendigkeiten Deutschlands und seiner wirtschaftlichen
und finanziellen Kraft in einer Übergangszeit durch Gewährung
einer Atempause Rechnung trug. Die Sachverständigen wiesen mit

großer Eindringlichkeit auf den Unterschied zwischen der Zahlungss
sähigkeit des deutschen Steuerzahlers und der Fähigkeit des Deut-

schen Reichs, die Alliierten u bezahlen, hin. »Es hat«, so sagten
sie, »bisher die Tendenz bestanden,zwei verschiedene, wenn auch
ver andte Fragen, miteinander zu vermengen, nämlich

F. die Höhe der Summen, die Deutschland aufbringen und für
das Reparationskonto zur Verfügung stellen kann und

2. des Betrages, der ans Ausland übertragen werden kann.

Die aufgebrachten und an die Alliierten auf Reparationss
konto überwiesenen Beträge können auf die Dauer nicht die

Summen übersteigen, deren Übertragung die Zahlungsbilanz er-

möglicht, soll nicht der Verlust der Währungs- und Haushaltss
stabilität die Folge sein. Um die Währung eines Landes dauernd

stabil zu halten, muß sich nicht nur sein Staatshaushalt im Gleich-
gewicht befinden, sondern es müssen auch seine Einkünfte aus dem

Ausland ebenso groß sein wie feine Zahlungen an das Ausland,
wobei diese nicht nur die Bezahlung der Barzahlungen, sondern
auch die Repararationsleistungen einschließen müssen. Auch das

Gleichgewicht des Staatshaushalts kann nur unter denselben Be-

dingungen erhalten bleiben. Anleiheoperationen können die Sach-
lage zwar verschleiern oder ihre praktischen Auswirkungen zeitlich
hinausschieben, vermögen sie aber nicht zu ändern, uiid wenn

Reparationszahlungen durch die Einstellung eines Postens in den

Haushalt aufgebracht werden können und müssen, d. h. durch
Steuererhebung über die inneren Ausgaben hinaus, so können sie
ans Ausland nur aus einem wirtschaftlichen Überschußder Arbeits-

leistung des Landes bezahlt werden.« Diese Darstellung ist so an-

schaulich und zugleich so zwingend, daß sie kaum noch eines Wortes
der Erläuterung bedarf. Immerhin trägt es zur besseren Erkenntnis
der hier dargestellten wirtschaftlichen Zusammenhänge bei, wenn

man sich einmal vorstellt, wie sich die Dinge entwickeln würden-
wenn die Bedingung, daß die Zahlungen Deutschlands an das
Ausland seinen Forderungen an das Ausland nicht voll entsprechen,
wenn also die deutsche Ausfuhr nicht ausreicht, um die Einfuhr
plus Reparation (p1us Zinsen) zu decken. In diesem Falle würde
— wenn nicht gleichzeitig neues Kapital hereinftrömt —- zur Be-

zahlung des Defizits die Gold- und Devisenreserve der Reichsbank
herangezogen werden müssen. Da diese aber verhältnismäßig gering
ist, nämlich nur etwa so hoch wie die Normalleistung Deutsch-
lands nach dem Dawessplan (ezH Milliarden), so wäre u. U. zu
befürchten, daß diese Gold- und Devisenreserve in verhältnis-
mäßig kurzer Zeit vollkommen verzehrt wäre, wenn die Reparas
tionssummen ohne Rücksicht darauf, ob Deutschland einen ent-

sprechenden Ausführüberschuß hat oder neue Anleihen vom Aus-
land bekommt, an seine Gläubiger abgeführt werden müßten. Der

Verlust der Gold- und Devisenreserve wäre mit schweren Erschüttek
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,wicklung verhindern oder aufhalten.

·auszahlung an die Gläubiger

rungen der deutschen Kreditwirtschaft verbunden. Für die deutsche
Wirtschaft wäre dabei eine gefährliche Krise unvermeidlich; durch
diese würde dann auch die Aufbringung der Reparationen in Frage
gestellt werden.

Die DawesiSachverständigen wußten, daß ständig sehr starke
wirtschaftliche Gegenkräfte im Spiele sind, die eine solche Ent-

Sie deuten selbst in ihrem
Gutachten an, daß unter dem inneren Druck der Reparations-
verpflichtungen allmählich eine gewisse Anpassung der Wirtschaft
bzw. des Außenhandels an die Zahlungsverpflichtungen erfolgen
kann. Sie mußten aber bekennen, daß sie nicht« dafür einstehen
konnten, daß diese Anpassung gelingen werde und die deutsche
Wirtschaft tatsächlich-Tauf die Dauer die enormen im Dawesiplan
festgesetztenZahlungen an das Ausland werde übertragen können.
Statt hieraus die Konsequenz zu ziehen, die Reparationen auf einen

Betrag zu bemessen, der zweifelsfrei innerhalb der Leistungsfähig-
keit der deutschen Wirtschaft lag, verfielen sie auf die ominöse
TransferklauseL Man muß diese Klausel deswegen als ominös

bezeichnen, weil sie allein die Sachverständigen ermutigt hat, den

Dawes-Zahlungsplan mit der erschreckenden Normaljahresleistung
von 272 Milliarden, vermehrt noch um Zuschläge nach dem so-
genannten Wohlstandsindex, ohne zeitliche Begrenzung festzusetzen.

U. Übertragungsschutz des Dawes-P1ans
(Transferklausel).

Was besagt nun dieseTransferklausel und welchen Schutzgewährt sie?
Der Dawes-Plan bestimmt: Die Jahresleistungen sind jeweils

auf das Reichsbankkonto des Generalagenten abzuführen. Wenn
dies geschehen ist, ist Deutschland jeder weiteren Verpflichtung und

Verantwortung ledig. Die Verantwortung für die Übertragung
hat das Transferkomitee (das aus sechs ausländischen Mitgliedern
mit dem Generalagenten als Vorsitzenden besteht). Das Komitee

darf das Guthaben auf diesem Konto nur zur Bezahlung von Sach-
Ieistungen oder, nach Umwechselung in fremde Währung zur Bar-

verwenden. Es darf jedoch diese
Übertragung an die Gläubiger nur in dem Umfange vornehmen,
wie es der Devisenmarkt nach dem Ermessen des Komitees zuläßt,
ohne die Stabilität der deutschen Währung zu bedrohen. Erscheint
dem Komitee die deutsche Währung bedroht, so darf es also über
das Guthaben nicht verfügen. Die von Deutschland geleisteten
Zahlungen sollen in diesem Fall auf dem Reichsbankkonto des

Generalagenten auslaufen bis zu einem Höchstbetrage von 2 Mil-
liarden. Würden darüber hinaus noch Beträge auflaufen, deren

Übertragung dem Komitee nicht möglich erscheint, so sind sie lang-
fristig bis zu einem Höchstbetragevon Z Milliarden in Deutschland
anzulegen. Wenn auch die-se Grenze erreicht ist, wenn also von

den aufgebrachten Reparationsleistungen insgesamt o Milliarden

aufgelaufen sind, weil sie nicht übertragen werden konnten, so sind
die Zahlungen Deutschlands aus den verpfändeten Einnahmen
(1250 Millionen) und aus der Beförderungssteuer (290 Millionen)
so lange herabzusetzen, bis die Überweisungen an die Gläubiger er-

höht werden können und die Ansammlung unter den Betrag von

5 Milliarden zurückgegangen ist. Das Komitee hat außerdem die

Befugnis, die Ansammlung auszufegen, ehe die Summe von :- Mil-
liarden erreicht ist, wenn zwei Drittel der Mitglieder der sMeinung
sind, daß eine derartige Ansammlung eine Bedrohung der deut-

schen Finanz- oder Wirtschaftslage oder der Interessen der Gläu-

bigerländer darstellt. Der Dawes-Plan sieht also format die Mög-
lichkeit der Selbstausschaltung vor. Die Transferklausel erscheint
gewissermaßen als eine automatische Sicherung, durch die im Falle
einer Gefährdung der deutschen Währung oder Wirtschaft zunächst
die Übertragung und schließlichauch die Aufbringung gestoppt wird,
wobei nur fraglich ist, ob und wann die Bedingungen, unter denen
der Schutz wirksam wird, nach der Ansicht des Transferkomitees

»

erfüllt sein werden, insbesondere, ob es überhaupt je zu einer

inneren Ansammlung der Milliardenbeträge kommen kann, die Vor-

aussetzung für die Aussetzung der Aufbringung wäre. Darüber

wird beim Vergleich des DawessSystems mit dem youngsSsisiem
- das weitere zu sagen sein.

Ill. Der Übertragungss und Aufbringungsfchutz
des youngsPlanes.

Auch der youngsPlan sieht einen Übertragungssund Auf-
bringungsschutz für Deutschland vor. Er erscheint jedoch

ärgerlichbetrachtet gegenüber dem Dawesschutz bescheiden, Nach dem oung-
Plan ist nämlich Deutschland grundsätzlich für die Aufbringung
und für die Übertragung der Reparationen verantwortlich. Es
hat jedoch das Recht, nach eigenem Ermessen und unter eigener
Verantwortung nach 90tägiger Ankündigung die Übertragung des
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sogenannten geschütztenTeiles der Jahresleistung der etwas mehr
als zwei Drittel der Gesamtleistung ausmacht,hochstens zwei Jahre
aufzuschieben und kann weiter, wenn es einen solchen·Transfers
aufschub erklärt hat, im zweiten Jahr auch die Aufbringung des

geschützten Teiles der Annuität ein Jahr lang aussetzen..Wenn
Deutschland einen solchen Übertragungsaufschuberklärt, tritt im

übrigen ein besonderer beratender Ausschußbei der»vom youngs
Plan vorgesehenen Jnternationalen Bank in Funktion, »der un-

verzüglich die Umstände und Verhältnisse untersuchensoll, die zu
der Notwendigkeit des AUffchUbS geführt oder einen Tage geschaffen
haben, in der nach Ansicht Deutschlands seine Wahrung und sein
Wirtschaftsleben durch weiteren Transfer des» aufschiebbaren
Teiles der Annuität ernsthaft gefährdet werden konnen«. Er soll
ferner in eine gründliche Prüfung der Lage»Deutschlandshin-
sichtlich der ihm nach dem young-Plan obliegendenVerpflich-
tungen eintreten. ,,Jn seinem Bericht an die Regierungen«undan

die Bank soll der Sonderausschuß, nachdem er sichbei einem

Transferaufschub davon überzeugt hat, daß die zuständigen deutschen
Stellen alles in ihrer Macht Stehende zur Erfüllung der Verpflich-«
tungen getan haben, den Gläubigerregierungen und der Bank zur

Erwägung unterbreiten, welche Maßnahmen nach seiner Ansicht hinsicht-
ich der Anwendung des gegenwärtigenPlanes ergriffen werden sollten.

Man kann diesen Ausschuß gewissermaßenals eine im youngs
Plan vorgesehene Revisionsinstanz bezeichnen. Wenn er auch nur

beratende Funktionen hat, so ist doch gewiß, daß ein uns günstiges
Votum dieses Ausschusses eine durchschlagende politische Kraft besäße.

Hierbei ist es von Bedeutung, daß unter den sieben ordentk
lichen Mitgliedern des Ausschusses ein von dem Reichsbankpräsis
denten Ernannter ist und außerdem der Reichsbankpräsident und
jede andere von der Deutschen Regierung ernannte Persönlichkeit vor

dem Ausschuß erscheinenoder ihm schriftlich die Gründe darlegen
kann, aus denen ein Aufschub erklärt worden ist oder besondere
Maßnahmen wünschenswert erscheinen.

IV. Vergleich zwischen Dawess und young-
System.

Der Transferschutz des Dawessplans erscheint äußerlich sehr
viel weitergehend als der youngsSchutz, denn

»

I. der Dawes-Schutz bezieht sich auf die Gesamtjahresleistung,
wahrend der youngsSchutz sich nur auf den geschütztenTeil, d. s.
etwas mehr als zwei Drittel der youngsAnnuitäten, bezieht;

2. der DawessSchutz unterliegt keiner zeitlichen Beschränkung.
Formal kann die Übertragungnach dem DawessPlan beliebig lange
hinausgeschobenwerden, und wenn die Fünf-Milliarden-Grenze er-

reicht ist, auch die Aufbringung der Haushaltsleistungen und der

Beförderungssteuerbeliebig lange Jahr für Jahr ausgesetzt werden,
während nach dem Voungsplan die Übertragung nur jeweils bis
zum Ende des zweiten Jahres aufgeschoben werden kann und im
dritten Jahr nur dann aufs neue,« wenn vorher die im ersten Jahr
fällig gewesenen Zahlungen übertragen worden sind.

In einem sehr wichtigen Punkte ist der youngsplan allerdings
dem Dawesiplan offensichtlich überlegen:

"

Während nach dem Dawessplan das aus Ausländern zu-
sammengesetzte TransfersKomitee über die etwaige Aussetzung
der Übertragung entscheidet, ist nach dem young-Plan die deutsche
Regierung selbst ermächtigt, den Transferaufschub und gegebenen-
falls ein Jahr später auch den Zahlungsaufschub zu erklären.

Aus dieser Gegenüberstellung gewinnt man aber noch kein
Urteil über die praktische Bedeutung beider Systeme. Der praktische
Wert des Schutzes hängt nicht von dem sormalen Umfang, sondern
lediglich davon ab, mit welcher Sicherheit und in welchem Aus-

maß»und mit welchen wirtschaftlichen und politischen Konse-
quenzen erv wirksam werden kann. Ein Bild ist vielleicht ge-
eignet, dies deutlich zu machen: Vergleichen wir beide Sicherungen
mit einer automatischen Bremse.
abhängig von ihren äußeren Dimensionen, sondern lediglich von der

Sicherheit und der Jntensität der Bremswirkung. Wenn die äußer-
- lich geringer dimensionierte Bremse im Rotfall den Wagen ebenso

sschnell und ebenso sicher zum Stehen bringt wie die vielfach größer
dimensionierte, so erweisen sich die größeren Dimensionen der

letzteren als überflüssig und praktisch bedeutungslos
Es läßt sich unseres Erachtens, um im Bilde zu bleiben, zeigen,

daß die youngsBremse der Dawes-Bremse innerhalb der praktisch
gegebenen Grenzen gleichwertig ist. Wir haben hierbei die wirt-

schaftliche und die politische Tragweite der Sicherungen zu unter--

scheiden und beschäftigen uns zunächstmit der unmittelbaren wirt-

schaftlichen Schutzwir—kung.
Es muß uns bereits mit äußerster Skepsis erfüllen, daß der

große DawesiSchutz in den vergangenen fünf Jahren wirtschaftlich
nie wirksam geworden ist, also völlig versagt hat, obwohl in diesen
fünf Jahren die deutsche Wirtschaft in zwei Krisen geriet und unter
dem allergrößten Druck stand. Das Transfer-Komitee hat laufend
die aufgebrachten Beträge übertragen. Es sind keine Beträge als

unübertragbar auf dem Sonderkonto des Generalagenten auf-
gelaufen. Das ist geschehen, obwohl wir keinen entsprechenden Ex-
portüberschußhatten, und nur der Zufluß von Auslandskapital in

Der Wert dieser Bremse ist nicht
s

dieser Zeit dem TransfersKomitee gestattete, die erforderlichen
Devisen aus dem Devisenmarkt zu nehmen. Es hat sich in dieser
praxis auch nicht beirren lassen, obwohl ihm vorgeworfen werden

konnte und vorgeworfen wurde, daß die Übertragung im Wider-

spruch mit dem Geist des DawessGutachtens stehe, da dieses aus-

drücklich hervorhebe, daß die Übertragung auf die Dauer nur durch
einen Exportüberschuß bewirkt werden könne. Daß es diese Praxis,
wenn wir den youngiplan ablehnten, ändern werde, werden am

wenigsten diejenigen erwarten dürfen, die den youngiPlan be-

kämpfen und dabei die Reparationsfrage zum Gegenstand einer

politischen Machtentscheidung, zu« einer politischen Kraftprobe
werden lassen wollen. .

Die Vergangenheit hat aber auch gleichzeitig gezeigt oder

mindestens einen gewissen Vorgeschmack davon gegeben, wie es

um die Schsutzwirkung der Transferklausel bestellt ist, wenn

es zu einer TransferiKrise kommt, also zu einer Situation, in
der infolge stärksterDevisenknappheit die Übertragungenvom Trans-

fersKomitee aus Rücksicht auf die Währung eingestellt werden

müßten. Das zeigen nämlich die Vorgänge im März und April
dieses Jahres, wo die Reichsbank infolge einer leichten Vertrauens-

krise in wenigen Wochen über eine Milliarde Gold in Devisen ver-

lor. Das Ergebnis war, daß die Reichsbank ihren Diskont herauf-
setzte und gleichzeitig eine scharfe Kreditrestriktion vornahm,
während das TransfersKomitee immer noch weiter transferierte.
Diese Kreditrestriktion der Reichsbank übte auf die deutsche Wirt-

schaft einen außerordentlichscharfen Druck aus, und es ist nicht zu
bezweifean daß er noch erheblich verschärft worden wäre, wenn die

bankpolitischen Maßnahmen nicht sogleich zum Erfolg geführt, also
wieder normale Verhältnisse auf dem Devisenmarkt herbeigeführt «

hätten. Diese Erfahrung zeigt unwiderleglich, daß eine wirkliche
TransfersKrise zu katastrophalen Verhältnissen in der inneren
Kreditwirtschaft führen muß, ohne- daß von einer Schutzwirkung
das geringste zu verspüren sein würde, auch wenn das Transfers
Komitee wirklich die Transferiierung einstellen würde. Die deutsche
Wirtschaft würde durch diese Kreditkrise gleich-zeitig in eine furcht-
bare Absatzkrise auf dem Binnenmarkt kommen, deren Folge im«
übrigen eine gewaltsame Steigerung des Exports und eine starke —

Verringerung des Jmports wäre. Es würde also dann gerade mit

großer Wahrscheinlichkeit, wenigstens vorübergehend, eine Situation

gegeben sein, in der jener Exportüberschuß da ist, der den sogenann-
ten echten Transfer erlaubt. Aber einerlei, ob dieser Zustand früher
oder später eintritt, sicher ist, daß, solange die wirtschaftlichen Be-
dingungen bestehen, die das TransfersKomitee zur Einstellung der

Transferierung zwingen, eine kaum vorstellbare Kredit-, Absatz-
und Produktionskrise herrschen wird. Ebenso sicher ist, daß diese
Krise keinesfalls so lange anhalten würde und anzuhalten brauchte,
bis es zu der berühmten Selbstausschaltung des DawessPlanes
käme, wenn die nicht übertragbaren Beträge die famose Fünf-
MilliardenssGrenze erreicht haben.

Die wirtschaftlichen Zustände, die sich sehr bald herausbilden,
würden, wären eine politische Tatsache von so elementarer Wucht,
daß längst, ehe die automatische Bremse des DawessSystems
funktioniert, die Revision politisch erzwungen werden würde. Unter
den gleichen Bedingungen würde das aber unter dem youngsPlan
ebenfalls, ja noch prompter und sicherer geschehen. Wenn die durch
den youngsplan auferlegten Leistungen sich praktisch als untragbar «

erweisen und wenn es demzufolge auch unter dem youngsplan
zu eine-r TransfersKrise käme, so würde auch unter dem youngs
System eine Revision sich durchsetzen. Es ist dabei ganz belanglos,
daß der Betrag, dessen Übertragung,und später auch Aufbringung,
aufgeschoben werden kann, relativ beschränktist. Denn ehe selbst
die« im iyoungsxplan gesteckten Grenzen erreicht wären, würde die

Revision bereits unvermeidbar geworden sein. Dabei wäre es ein
großer Vorteil gegenüber dem Dawessplan, daß gewissermaßen das

formelle Verfahren der Revision durch die Einsetzung des beratenden
Sonderausschusses und seine Funktion bereits vorgezeichnet ist.

Nun kann allerdings eingewendet werden, daß eine künftige
Revision des young-Planes nicht mehr an der sogenannten un-·

geschütztenAnnuität werde rütteln können, da diese Leistung un-

abänderlich von uns übernommen sei und durch die Kommerzialis
sierung und Mobilisierung ein für allemal der Revision entzogen
werde. Dies ist richtig. Es handelt sich hierbei um einen Betrag
von jährlich etwa 660 Millionen im Durchschnitt der 36 Jahre
(·nachden Vereinbarungen im Haag beginnend mit etwa 700 Mil-
lionen und vom 20. Jahre ab 612 Millionen jährlich). Hierbei
darf aber nicht übersehen werden, daß diese Konzession von uns

eingetauschtworden ist gegen eine unmittelbare Herabsetzung der

Reparationsannuitätenum etwa den gleichen Betrag, und weiter
ist zu berücksichtigen,daß wohl auch der kühnsteOptimist von einer

Revision,die durch eine DawessKrise erzwungen werden würde,
kaum eine Neuregelung erwarten würde oder dürfte, die eine ge-
ringere Jahresleistung als 660 Millionen vorsähe.

Zusammenfassend glauben wir sagen zu dürfen: Die Bedeutung
der TransfersKlausel des Dawessplanes ist nicht in ihrer un-

mittelbaren wirtschaftlichen und finanziellen Schutzwirkung zu sehen.
Diese ist nach der bisherigen Erfahrung und auf Grund theoretischer
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überlegungen als äußerst fragwürdig anzusehen. Der praktische
Wert der Transfer-Klausel ist vielmehr politischerNatur.

»

Die

Existenz der TransfersKlausel hat verhindertedaß die Reparationss
verpflichtung aus einer politischen Schuld in eine privatrechtliche
Schuld verwandelt werden konnte. Selbst die Eisenbahn- und Jn-
dustriesObligationen waren, da die Leistungen auf sie ebenfalls der

TransfersKlausel unterlagen, praktisch unveräußerlich. Die Repa-
ration blieb daher in voller Höhe ein Schuldverhältnis zwischen
Staaten und war damit jeweils abhängig von der weltpolitischen
Konstellation. Wir durften erwarten und die Reparationsgläubiger
mußten befürchten, daß früher oder später bei veränderten welt-

politischen Verhältnissen dieser Schuldtitel revidiert werden würde.

»Für die .;-Gläubiger bedeutet dies ein Risiko, für uns eine Chance.
Der youngsplan löst für einen Teilbetrag, nämlich für eine
Annuität von durchschnittlich 660 Millionen, dieses Risiko bzw.
diese Chance ab gegen einen Kaufpreis von jährlich 600—700 Mil-

lionen, um die uns gegen den Dawessplan die Reparation er-

mäßigt worden ist (wenn man außer der Normalleistung von

2,5 Milliarden auch die Wirkung des Wohlstandsindex ganz vor-

sichtig bewertet). »Für den überwiegenden Teil der reduzierten
Annuität, nämlich für durchschnittlich 1400 Millionen, von der Ge-

samtdurchschnittsannuität von 2050 Millionen, ist, wenn auch in
einer anderen Form als im DawessSystem, praktisch mit demselben
Erfolge der politische Charakter der Schuld erhalten geblieben und
damit das gleiche Risiko und die gleiche Chance, wie sie nach dem

Dawes-System gegeben war. Wir erlangen daher mit dem youngs
plan, ohne uns für den überwiegenden Teil der Reparationsvers
pflichtungen, der Vorteile, die das DawessSystem bot, zu begeben,
eine wesentliche materielle Entlastung und politisch gleichzeitig die

Wiederherstellung unserer Souveränität durch die Beseitigung des

gesamten Kontrollapparates des Dawessplanes und die Befreiung
des Rheinlandes.

·

Die Minderheitensraae aus der 10. Böckerbundsversammluna
Von Otto Recklinghausen. ·

Es ist nicht verwunderlich, daß die diesjährige Völker-
bunds-v-ersammlung ganz unter dem Eindruck der Haager
Konfierenz steht, die ihr zeitliche unmittelbar voranging. Ist
doch- durch die im Haag end-lich erzielte Einigung über die

Reparationss und Räumungsfrage die Bahn freigsemacht
worden für den weiteren Ausbau aller Bestrebungen die auf
eine Festigung der Friedensordnung hinz«ielen,Bestrebungen-
die sichsmit den letzten Zielen des Völkerbundes decken. Auf
dieser Linie bewegen sichs die in den ersten Sitzungen des
Völkerbundes von den Vertretern verschiedener Staaten ab-

gegebenen Erklärungen über ihre Bereitwilligkeit zur Unter-

zeichnung der Fakultativklausel des Statuts des Ständigen
International-en Genichtshofs sowie die von britifcher Seite

gemachten Vorschläge, die darauf abzielen, die Bestimmungen
der Völkerbundssiatzung mit dem Grundsatz des Kselloggs
Pakts in eine vollkommene innere Harmonie zu bringen Nach
der gleichen Richtung wirkt der von derbritischen Tabour-

Riegierung ausgsehendseImpuls zur Neubelebung des Tempos
und der Intensität der Abrüstungsverhandlungen und letzten
Endes auchdie von Briand verkündete Idee eines engeren

Zusammenschslusses der europäischen Staaten.
Wen-n die angedeuteten Probleme zum beherrschen-den

Mittelpunkt der -diesjä-hri-genTagung geworden sind, so liegt
darin zugleich die psychologische Erklärung für die Tatsache,
daß andere Fragen, und nicht nur solche zweiten Rang-es,
mehr oder weniger in den Hintergrund gedrängt worden sind.
Das gilt im besonderen für die Minderheitenfrage, die in der

heute absgeschlossenen Generaldebatte über die Tätigkeit dies

Völkerbundes im vergangenen Jashre nicht ganz den ihr ge-
bührenden platz gefunden hat. Wenn trotzdem eine Reihe von

Rednern, darunter auch Vertreter von nicht unmittelbar
interessierten Staaten, das Minderheitenproblem in den Kreis

ihrer Betrachtungen gezogen haben, so darf das einmal als

bedeutungsvolle Auswirkung des von« kanadischer und ideutseher
Seite im Völkerbundsrat gemachten Vorstoßes, andererseits
aber auch als unmittelbarer Erfolg der eingehenden Aus-

führungen des Reich-smin««isters Dr. Str«ese-
m a nn in seiner großen Rede in der Sitzung vom 9. d-. Mts.

gewettet werden.
Einleitensd betonte Dr. Stresemann, daß seine Demarchse

im Rat in erster Linie darauf abgezielt habe, die vom Völker-

bund übernommene Garantie des Mindserheitenschutzes und
die sich daraus ergebenden Rechte und pflichten in ihr-er Ge-

samtheit und isn ihrem grundsätzlich-enCharakter einer ernsten
Nachprüfung zuzuführen Er stellte fest, daß im Sinne der

kanadischen und deutsch-en Anträge auf dem Gebiete des Ver-

fahrens bei der Behandlung von Beschwerden der Minder-
heiten die eingehende Debatte im Rat zu Beschlüssen geführt
habe, die die Hoffnung rechtfertigt, daß die Garantie des
Völkerbundes wenigstens auf diesem Teilgebiet wirksamer
gestaltet und dadurch das Vertrauen bei den Minderheit-en
selbst wiedserhergestellt werde. Aber auch die vollkosmmenste
Regelung der Verfahrensfrage —- so führte Stresemann
weiter aus —- könne nicht zu den erhofften Ergebnissen führen,
wenn nicht innerhalb sdes Völkerbsundes völlige Klarheit und

Einigkeit über das zu verfolgend-e Ziel bestehe. Darum sei das

ZQO

Bestreben der deutschen Regierung darauf gerichtet gewesen,
eine Klärung darüber herbeizuführen, wie Sinn und Trag-
weite der Garantiepflicht des Völkerbundes zu verstehen ist.
Vor allem verbleibe die deutsche Regierung bei der in ihrer
Denkschrift vertretenen Überzeugung,daß der Völkerbund sich
nicht auf die Erledigung einzelner Beschwerden beschränken
dürfe, sondern daß er nach dem geltend-en Minderheitenrecht
darauf Bedacht zu nehmen habe, sich fortlaufend und all-

gemein Gewißheit darüber zu verschaffen, wie sich das

Schicksal der Minderheiten unter den in Kraft befindlichen
Verträgen gestaltet. Er ihoffe daher, daß der Völkerbund sich
in absehbarer Zeit für die Behandlung der Minoritätenfrasge
ein besonderes Organ schaffen werde, wie das für die wirt-

schaftliche und Mandatsfrage bereits geschehen ist. Er er-

innerte an die Ausführung-en des holländischen und des

schweizerischen Vertreters auf der vorigen Bundesvers.amm-
lung, die den Gedanken einer permanenten Minderheitens
kommission zum Studium empfohlen haben. Dr. Stresemann
bezeichnete es als selbstverständlich,daß alljährlich die sechste
Kommission des Völkerbundes sich·auch mit der Tätigkeit des
Völkerbundes auf dem Gebiete des Minderheitenschutzes be-

fasse. Wenn er in diesem Jahre davon absehe, einen for-
mellen Antrag auf Überweisungder Minderheitenfrage an die

sechste Kommission zu stellen, so geschehe dies einerseits aus

dem Grund-e, weil die deutsche Regierung ihren Standpunkt
in den letzten Ratstagungen sowohl wie in ihrer Denkschrift
ausführlich dargelegt habe, andererseits aber aus der Er-

wägung, daß das gesamte Material über die Behandlung des

Minderheitenproblems im Rat erst vor wenig-en Wochen den

Mitgliedsstiasatendes Völkesrbundes zugegangen sei. Für alle

kommend-en Jahre behielt sichsDr. Stresemann die Stellung
eines entsprechenden Antrages ausdrücklich- vsor. Seine Aus-
führungen überden Minderheitenschutz schlossen mit der all-

gemein-en Bemerkung, daß es in dser Stellungnahme zu dem

Minderheitenproblem keinen Unterschied gebe zwischen
interessierten und nicht interessierten Staaten. »Es handelt
sich hier usm ein problem, das gerade nach dem Grundprinzip
des nach dem Krieg geschaffenen neuen Regimes den Völker-
bund in seiner Gesamtheit angeht. Widmet sich der Völker-
bund dieser seiner großen Aufgabe imit der gebotenen Energie,
so wird er damit ein wichtiges Element für die Erhaltung
des Friedens schaffen-. Denn der Fried-e unter den Völkern
wird um so besser gesichert sein, je mehr das unverzichtbare
Menschenrecht auf Muttersprache Kultur und Religion, un-

beschadet der staatlichen Grenzen, geachiet und geschütztwird.
Wer hierfür eintritt, dem kann unmöglich der Vorwurf
gemacht werden, daß er die Gefahr der Auseinandersprengung
eines Staates heraufbeschwöre.«

-

Als ein erfreulich-es Zeichen für die wachsende Er-
kenntnis der Bedeutung des Minderheitenproblems ist die Tat-

sache zu begrüßen, daß dser englische premiers
m i nist er in sein-er großen Rede darauf hingewiesen hat-
daß keine Grenzziehung in Europa völlig einheitliche Staaten
unter nationalem Gesichtspunkt schaffen könne. Für die Auf-
gabe des Staates auf dem Gebiet des Minderheitenschutzes
prägte MacDonald das schön-eWort, daß es das höchsteVor-
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chronik des

20. März 19t9·

Die sachverständigen Davis (Amerika), Montagu Eng-
landl und Loucheur lFrankreichl kommen sin ihrem Bericht

über die Peparationsfrage zu dem Ergebnis, daß Deutsch-

land binnen 20 bis 30 jahren 10 bis 20 Milliarden. Dotlar

zahlen könne. Der schaden, fsür den es nach »str1ktester
Auslegung des Not-enwechsels zwischen Präsident Wirtson

und der deutschen Regierung« verantwortlich set, betrage
schätzungsweise 25 Milliarden lDollar. Diese sutnme musse
es wenigstens bezahlen. Beschsränskse man die Reparations-

forderung auf diese von den Deutschen angenommene Aus-

icguklg der Rechtslage, so werde das Welt-gewissen.Deutsch-
land zur Bezahlung dieser summe zwingen. Verpflichteman
Deutschland zwangsweise zu mehr-, so werde es nach

wenigen lahren die ganze Verpflichtung als etwas Auf-

gezwungenes verwerten sund darin vom Welt-gewissen unter-

stützt werden. »Wir empfehlen daher, daß an Deutschland

die Forderung gestellt werde, eine Gesamtsumme von

30 Milliarden Dollar zu bezahlen«, und zwar zur einen Hälfte

in Dollar, Sterling und Goldfranken, zur anderen Hälfte in

deutscher Valuta.
25· März t9t9.

Llovd George wendet sie-h in ein-er Denkschrift

gegen die maß-lösen Forderungen der Franzosen und ihrer

Gefolgschaft unsd fordert einen gerechten Frieden, der auch
dann nicht zu neuen Kämpfen führe, wenn die. die wissen,
was der Krieg bedeutet, nicht mehr sein werden. »Nehmt
Deutschland seine Kolon-ien, schraubt seine Heeresmacht auf

eine Polizeitruppe herunter, verringert seine Flotte auf den

stand einer Macht fünften Rangesz wenn es sich im

Grunde durch den Frieden von 1919 ungerecht behandelt

f-ühlt, wird es Mittel und Wege finden, an seinen Unter-

drückern Vergeltung zu üben.« Daher harte, aber gerechte
Bedingungen. »Ungerechtsigkejt und Ubermut in der stunde

des sieges werden nie vergessen, nie vergeben werden«

Vom Deutschen Reich dürften nicht mehr

Deutsche als unbedingt erforderlich, los-

g e r i s s e n w e r d e n. »ich kann mir keine größere Ursache

künftiger Kriege denken, asls »das deutsche Volk, das sich

als eine ider lebe"nsfähigsten, mächstigsten Rassen der Welt
«

erwiesen hat, rnit einer Zahl tksleiner Staaten zu -umzingel-n.
Von denen manche asus Völkern bestehen, die isn der Ver-

gangenheit niemals eine sichere Regierungsgewalt hatten, und

von denen jeder große Massen von Deutsch-en enthält, die

nichts anderes «ver«langen, salssich Cnit ihr-er alten Heim-at zu

vereinigen. »Der Vorschlag der polnischen Kommission, der

Z 100 000 Deutsche unt-er die Herrschaft eines Volkes

zwingen will, das einem anderen Glauben angehört. das in

seiner ganzen Geschicht-e nicht ein einziges Mal sdie Fähig-
skeit einer lebenskräftigen selbstregierung bewiesen -hat,

muß meiner Ansicht nach früher oder später zu einem

neuen sKriege in Osteiuropa führen-« »ln zweite r Linie

schlage ich voi, daß sdise Peparationszahs
lungen möglichst mit der Generation, die

den Krieg sgefüshrt hat, ishr Ende finde-n
soslsl en.« tBei der drohen-den Gefahr, daß Deutschland mit

dem sBolschewismus gemeinsame sache imache. gebiete die

Klugheit, Deutschland einen Frieden anzubieten, »der in

seiner Gerechtigkeit von allen vernünftigen Menschen dem

Bolschewismus vorgezogen würde. lcsh wü r-d e da h e r

»die iFriesdensbedsingung in sden Vordergrund

steilen, daß-wirDeutschland, wenn-es unsere

Bedingungen, insbesondere bezüglich der

«Reparation, annimmt, den Zugang zu allen

Pohstoffen und zu allen Weltmä-rkten, zu

gleichen Bedingungen wie uns selbst öff-

nen und unser Möglichstes tun, um Deutsch-

land zum Wiederaufbau zu verhelfen. Wir

können es nicht verstümmeln »und gleich-

zeitig verlangen, daß es zahle. schließlich:-

Wir müssen Bedingungen anbieten, deren

Durchführung eineihrer Verantwortung be-

wußte deutsche Regiekung ösk Slch neh-

men kann«

Versailler Ve r t r a g e s lFortsetzung.t

Ein wesentlicher Teil des Friedensgebäudes sei die
Bildung des Vöslkerbundes als wirksamen Wächter des inter-
nationalen Rechts und der internationalen Freiheit. »soll das
erreicht werden. so ist es unerläßlich, daß die zur Leitung
des Völker-bsundes bestimmten Mitglieder unter sich zu einer
Ubereinkunft über die Püstungen gelangen. Meine-r Uber-
zeugung nach ist es nutzlos, von Deutschland eine beständige
Beschränkung seiner Rüstung zu vertan-gen, wenn wir nicht
bereit sind, dieselbe Beschränkung bei uns durchzuführen .. .

lst eine solche Verständigung nicht erreicht, bevor der Ver-

trag selbst unterschrieben ist, so wird der Völkerbund nur

eine schande und ein Spott sein.« — »ich möchte tragen,
warum Deutsch-land, wenn es die Bedingungen . . . annimmt,
nicht in den Völker-bund aufgenommen werden soll, wenigstens
sobald es eine gefestigte und demokratische Regierung be-
sitzen wird . . .«

31.M ä r z t919.

c l em e n c eau beantwortet Llovd Georges Denkschrift
vom 25. März: Wenn man Deutschland beruhigen wolle,-
dsürfe man die Mittel dazu nicht wie Llovd George in Europa
suchen. Man habe Deutschland aus seiner stellung als Welt-
macht ged-rängt,.sindem man ihm alle Kolonien, die ganze

Kriegsf-lotte, einen Teil der Handelsflotte und seine A-ußen-
märkte abgenommen habe oder abnehme. Auf diesem
Gebiete müsse man ihm Zsugeständnisse machen. Gerade
durch die von Llovd George vorgeschlagene Methode werde
der Bolschewismus gefördert. Die neuen staaten, inbe-
sondere Polen und Böhmen, hätten bisher kraft ihres National-
gefühls dem Bolschewismus widerstanden. Verleße man dieses

Nat-ionalgefühl, indem man ihnen zugunsten Deutschlands
unannehmbare Grenzen aufzwinge, so würden sie die Beute

des Bolschewismsus werden. Der Fried-e müsse übrigens
nicht nur Deutschland, sondern auch den Alliierten als ge-
recht erscheinen. Nach Llovd Georges Vorschlag würden

die seemächte eine ganze Anzahl vollständiger und ab-
soluter Garantien erhalten ldeutsche Kolonien, Auslieferung
der deutschen Kriegs- und Handelsflotte, Ausschließsung
Deutschlands von den Aus.landsmärktenl, während die Fest-
landsstaaten nur Teilzugeständnisse erhalten würden. Das
sei eine Ungleichheit, die einen schlechten Einfluß auf »die

Nachkriegsbeziehungen der Alliierten untereinander haben
könne.

2. April l9t9.

L l o v d G e o r g e entgegnet auf clemenceaus schreiben
vom Jl. März: »Wenn es Itterrn clemenceau so scheint, als
ob meine Vorschläge Groß-britannien begünst.igten, so rührt

dies daher, daß ichs. bevor ich sein schreiben gelesen hatte,
der irrigen Ansicht war, daß Frankreich auch Wert auf

Kolonien, schiffe, Reparatiom Enlwattnung, svrien und auf

die Bürgschaft lege, daß England mit seiner ganzen streit-

macht an Frankreichs seite steh-en werde, sobald es an-

gegriffen wird. ich bedaure meinen lrrtum und werde mich

bemühen ihn künftig zu vermeiden.«

Z. bis 7· April 19t9.

In den sitzsuingen des Viererrats widersetzen sich die

Franzosen hartnäckig der amerikanischen Forderung, daß
eine feste summe für die deutschen Peparationsverpflich-
tungen festgelegt werden müsse. Wilson, der bei Llovd
George keine rechte Unterstützung findet, gibt schließ-
lich nach.

7. April 19t9.

Angesichts der Hartnäckigkeit, mit der »die Franzosen
und die ltaliener ihre mit dem Vortriedensvertrag vorn

5. November 1918 unvereinbaren Forderungen ver-treten,
droht Präsident Wilson mit seiner Abreise, indem er das

Kriegsschiff »George Washington« nach Frankreich beordert.
seinem Pressechef sagte Wils o n: »Wir haben unter-

einander Abmachungen getroffen, und wir sind mit Deutsch-
land bezüglich bestimmter allgemeiner Grundsätze überein-

gekommen. Der ganze Verlauf der Konferenz

bedeutet eine Reihe von Versuchen, be-

sonders von seiten Frankreichs, dieses Ab-

kommen niederzureißen, Landzuwachs zu
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erlangen undvernichten-deEntschädigungen
auf zu erl e g en. Das einzig wahr-e Interesse Frankreichs

an Polen besteht in der schwächung Deutschlands, indem

Polen Gebiete zugesprochen werden, auf die es kein An-

recht besitzt.«

8. April l9t9.

Llovd Georsge tritt in der saarfsrage auf Frank-
reichs seite. Wilson stimmt nur dem Entwurf der wirt-

schaftilicshen Bestimmungen viclbereignung aller saarkohlen-

gruben can Frankreichl zu. lehnt saber jede Änderung der

politischen Lage des saargebietes ab. Zur schlichtung
etwaiger durch die wirtschaftlichen Bestimmungen sich er-

gesbender streitigkeiten schlägt er die Einsetzung einer

schiedskommission vor.

9. April l9t9.

ln der saarfrage bestehen die Franzosen auf der

Einrichtung eines besonderen politischen und Verwaltungs-
regimes. Llovd George stimmt ihnen bei.
leistet zunächst noch Widerstand, gibt aber schließlich nach,
um sich clemenceaus Unterstützung fiir den Völkerbunds-
plan zu sicher-n. Es gelingt ihm nur noch zu verhindern, daß
Frankreich das Völkerbundsmandat iiber das saargebiet
erhält.

10. April t9t9.

Der Viererrat genehmigt das saarstatut.

ti. April t9t9. .

. Vierte Vollsitzung der Konterenz. An-

nahme des Berichts fiir die internationale Arbeits-

g e s e t z g e b u n g fu. a. Festsetzung von Mindestlöhnen,

Achtstundentagl und des Vorschlags, eine A r b ei t e r i-

k o n f e r e n z nach Washington einzuberufen, an der jedoch
Vertreter der fein dlieh en Staaten nicht teilnehmen

sollen.
»

-12. April t9t9.

Die französischen sicherhesitssforderungem namentlich

auch eine langjährisge sBesetzung der Riheinlande, ablehnend,
erklärt Wilson den Franzosen, daß das gemeinsame
amerikanisch-englische Biindnisangebot vom t4. März das

Höchstmaß dessen sei, was er fiir sichterheit Frankreichs
fiir erforderlich halte und was die Vereinigten staaten zu-

gestehen könnten.
— 12. April 19t9.

Der amerikanische sachverständisge Bernard M. Baruch
wendet sich in einem Brief an Lord Robert cecil gegen
dessen Vorschlag, zur Untersuchung der wirtschaftlichen
Lage Europas einen besonderen Ausschuß zu bilden. Alle

Pegierungen seien sich »iiber die zunehmende

schwierigkeit der wirtschaftlichen Lage in Europa klar.
Die alliierten Regierungen haben die Macht, dieser Lage
durch Aufhebung »der Verbote, die den Handel einengen, ab-

zuhelfen; alle haben sich jedoch geweigert, dies zu tun.«

»Welchen Wert hat die Einsetzung einer Kommission zur

Erörterung dieser Fragen, nachdem bereits eine Lösung den
verschiedenen Regierungen anemspfohlen wurde und dennoch

·

nichts geschah, obwohl ganz Europa leidet? Das Heil der
Welt muß auf der Initiative-der einzelnen beruhen, der
individuelle Kredit kann-dort errichtet werden, wo der Kredit

der Pegierungen geschwunden ist . . . Sie selbst gerade
haben bemerkt, daß, obwohl Europa in Flammen steht, ge-

wisse Pegierunsgen sich geweigert haben, Lokomotiven, die

jetzt nutzlos dastehen, Ländern zur Verfügung zu stellen,
deren struktur der Auflösung nahe ist . . . lch schlage vor,
daß wir keine weitere Kommission schaffen, um den Pe-

giersungen anzuraten, Dinge zu tun, die zu tun ihnen bereits

angeraten wurde, die jetzt getan werden könnten, »und die,
wie wir alle wissen, der Lage abhelfen würden, aber trotz-

dem nicht getan werden. Lassen sie uns lieber unsere

Kräfte vereinigen, um unsere Regiserunsgen idazu zsu bringen,
diese-Dinge jetzt wirklich zu tun-«

t2. A p ril 19t9.

Der französische Finanzminister Klotz legt dem Rat der

Vier eine-n Entwurf der finanziellen Bedingungen vor.

Danach soll Deutschland auf seine Reparationsschuld

sc

Wilson.

24 Milliarden Goldmark anzahlen, uan zwar 16 Mil-
liarden binnen drei Monaten, 8 Milliarden binnen einem lahr
nach Abschluß des Vertrages. Vom zweiten Vertragsiahr
ab sollen lahresleistungen geleistet werden, die mit acht Mil-
liarden beginne-n und jährlich um 2 v.H. steigen sollen. Die
Anzahl der Leistungsjahre soll durch eine internationale
Kommission festgesetzt werden.

14. April 1919.

Lord Robert cecil antwortet Bariuch auf dessen Brief
vom 12. April. Er teile Baruchs Ansicht, daß alle nicht als

notwendig erwiesenen Einschränkungen aufgehoben werden
sollten. Er glaube aber nicht, daß sich die wirtschaftliche

Lage durch persönliche Initiative retten lasse; und nur aus

diesem Grunde habe er auf die Einsetzung eines kleinen

sachverständigenausschusses gedrängt. »Vielleicht wird das

Ergebnis der Untersuchung erweisen, daß ohne großziigige
amerikanische tstaatlichkel Hilfe nichts zu machen ist, und
vielleicht wird Amerika diese Hilfe ablehnen. Beabsichtigt
Amerika wirklich eine derartige Haltung einzunehmen, so

dsiirfen sie es mir nicht veriibe.l-n, wenn ich lhnen sage, daß
es sie dann öffentlich unsd vor aller Welt vertreten sollte-
Dann werden wir in Europa den Umfang des Problems, das
vor uns steht, erst kennen.«

ts. April l919.

Präsident Wilson stimmt einer tsiährigen Besetzung des
. linken Pheinufers und der rechtsrhesinischen Briickenköpfe

zu. — clemenceau ist ,,sch-lechthin entziickt« iiber dies Zu-

geständnis.
t7. April t9l9·

Wilson stimmt dem lnvestigationsrecht
bundes in Deutschland zu.

22. A p ril t9t9.

Der Viererrat stimmt den endgültigen Bestimmungen
iiber die Entmilitarisierung der Pheinlande zu. Darin ist

auch die nur fiir das entmilitarisierte Gebiet geltende Be-

stimmung iiber das lnvestiigationsrecht des Völkerbundes

enthalten. Das unter französischer Leitung stehende
Pedaktionskomitee setzt aber entgegen der ausdrücklichen

Weisung des Viererrats und ohne dessen Wissen die investi-

gationsbestimmung an das Ende des Teils V (Entwaffnsungs-
bestimmungenl des Vertrages, so daß sie fiir ganz Deutsch-
lansd Giiltigkeit erhält.

v

23. Ap ril l9t9.

Llovd George iibersendet Wilson den Finanzplan des

englischen sachverständigen Kevnes. Die Grundzüge dieses
Planes sind folgende: Deutsch-land, Osterreich, Ungarn und

But-garien geben insgesamt as 1345 000 000 tdavon Deutsch-
land sc 1000 000 000) mit 470 zu verzinsende und mit 170
zu tilgende schuldverschreibungen aus. Alle vier staaten

garantieren die Zsinszsahlung gemeinschaftlich und einzeln.
Esiir den Fall des Versagens übernehmen die hauptsäch-
lichsten alliierten und assoziierten Mächte, die drei skandi-
navischen Mächte, ferner Holland und die schweiz, die

Zinsengarantie. Von den deutschen schuldverschreibungen
werden se 720000000 zur Bezahlung der Peparationen,
se 7C000 000 zur Befriedigung der Forderungen »der Neutralen
verwendet,"sc 200 000000 verbleiben Deutschland zum An-
kauf von Lebensmitteln und Pohstoffen. Die schuldver-

schreibungen sollen zur Bezahlung aller schulden zwischen

sämtlichen alliierten und assoziierten Pegierungen ange-
nommen werden, bei den Zentralbanken aller ausgehenden
und garantjerenden staaten als erstklassige Ehrendarlehn

gelten und in diesen staaten von jeder steuer befreit sein-.

25. April 19t9. .

Der französische Plan, Bayern durch eine besondere

Organisation zur besseren Lebensmittelversorgung zum

Abfall vom Deutschen Peich zu bewegen, wird fallen ges-·-

lassen, da ihn der oberste Wirtschaftsrat der Alliierten als
wirtschaftlich undurchfjihrbar erklärt.

26. Aj- ki1 1919.

«

lm Viererrat erklärt Wilson, daß die Entwatfnungsbe-
stimmungen fiir Deutschland ,,annehmbarer gemacht würden,

des Völker-
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wenn sie als Ansbahnung einer allgemeinen Rüstungsbe-
schränkung für alle Nationen überreicht wurden«..Seinem

Vorschläge entsprechend erhält Teil V»-desVersaitler Ver-

tköges folgende, alle Unterzeichnermachte verpflichtende
Einteitungsformet: »Um die Einleitung einer« allgemeinen
Rüstungsbescshränkung alter Nationen zu ermogtichen, ver-

Dflichtet sich Deutschland, die im folgenden niedergelegten
Bestimmungen über das Landheer, die seemacht und die

Luftfahrt genau innezuliatten.«

28. A p rit 19t9.

Fünfte Voittsitzsung der Konteren.z.· Der
endgültige Entwurf der Völkerbundssißung wird einstimmig
angenommen·

"

28. Ap ril 1919.

Poincare fordert in einem Schreiben an Ftemenceam
sdaßdie Besetzung der Rheintasriide bis Zur vollständsigen»tBe-
zahtung der Reparationen durch Deutschland dauern msusse.

..Atles spricht für eine Beselzung als Zubehor und Pfand der

Forderung. Die eine muß aufhören, wenn die andere erlischt.

Weder früher noch später.«

29. April 1919.

ctemenceau unterbreitet dem Viererrat einen Vorschlag

lutes cambons, daß die deutschen Bevollmächtigtenaufge-
fordert werden sot-lten, Begtaubig·ungsschr-eiben nicht nur

von der Reichsregsierung, sondern auch von sämtlichen
deutschen Bunsdesstaaten vorzulegen. staatssekretär Lansing

erklärt am 30., daß die« Befugnis zum Friedensschtuß aus-

schließlich der Reichsregierung zustehe.

s. Mai t9t9.

Wilson lehnt in einem Brief an Llovd George den

Finanzptan skevsnes ils. oben 23. iAipriitt ats sunausfiihrbarab,
da er »manchser Elemente wirtschaftlicher unsd tinanzielter

Vernunft« entbehre. Es .werde nicht mögt-ichsein, »wom

slcongreß ider Vereinsigten staasten die Ermächtigungzu er-

langen, eine föderale Garantie für schu-ld-verschre·isb.ungen
europäischen Ursprungs zu geben«. Soweit irgend moglich,
sollten derartige Kredite auf privatem Wege und nicht durch

die sRegierkungen beschafft wer-den. Um tatsächlich-e Fort-·
schritte zu erzielen, habe er seine Ratgeber sum Vorschlag-e
ersucht. »tnzwischen könnte icsh viel-leicht lhre Aufmerk-

samkeit auf »die folgenden Tatsachen »und Erwägungen .

lenken:

at Deutschland braucht Betriebskapital. Ohne das wird

es nicht imstande sein, sein industrielles Leben neu in Gang
zu seßen, »und daher auch unfähig sein, einen wesentlichen
Fortschritt bezüglich der Reparatsionen zu machen, aber

.»bt die Bestimmungen dier Reparationssktausetn des vor-

geschlagenen Friedensvertrages fordern, daß-Deutschland

sofort sein gesamtes Betriebskapital ausliefern soll, d. h.
tatsächlich seine gesamten flüssigen Aktivbestände

ct Gleichzeitig wir-d de facto der Vorschlag gemacht,
daß Amerika in erheblichem Maße diesen Fehler gutmachen
solle, indem es in der einen osder anderen Form Kredit und
damit Betriebskapital tiir Deutschland beschafft.«

»Währensd der Erörterung »der Reparation hat die ameri-
kanische Delegation ständig den anderen Delegierten
gegenüber ausgeführt, daß die vorgeschlagenen Pläne
Deutschland unzweifelhaft der Mittel berauben würden,
irgendwelche namhaften Reparationszahlungen zu leisten....
Aber so oft einer von uns diesen Punkt betonte, erhob sich
sofort die Anklage, daß er prodeutsch sei. Unsere Dete-
gation gab end-lich zu den aufgeseßten Reparationsklauseln
ihre Zustimmung nur deshalb, weil das Reparationsproblem
»in erster Linie Frankreich, Großbr—it-anni«en,Belgien sund die
andern europäischen Länder betrat und nicht Amerika. .

Amerika war ; . . stets bereit und wird immer bereit sein,
seinen vollen finanziellen Anteil zu leisten, um der alt-s s·

gemeinen Lage aufzuhelfen. Aber Amerika hat« selbst

große schw.ierigkeiten. . . . Wie kann man von lhren oder
unseren sachverständigen erwarten, daß sie einen neuen

Plan ausarbeiten, um für Deutschland Betriebskapital zu

beschaffen, wenn wir vorsätzlich damit anfangen, Deutschland
sein gesamtes vorhandenes Kapital fortzunehmen7
Me kann man von Amerika erwarten, daß es Deutschland
in erheblichem Maße neues Betriebskapital an stelle dessen

ü«bermittte, das ihm nach dem Beschluß der europäischen
Nationen fortgenommen werden soll? Diese Fragen beant-
worten sich offenbar selbst, aber ich kann nicht umhin, sie
doch zu stellen, da sie in so erheblichem Maße zu einer
ehrlichen Erwägung des ganzen schwierigen Problems
gehören. . .«

»

5.« Mai t9t9.

tm Viererrat wird festgestellt, daß ctemenceau eigen-·
mächtig den Redaktionsausschuß »der Konferenz angewiesen
hat, in Art. 22 sder Völker-bundssaßung eine den Verein-
barungen der Vierer nicht entsprechende Änderung des
Wortlautes vorzunehmen, um Frankreich das Recht zu ver-

schaffen, die Eingeborenens seiner Man-datsgebiete zu

Kriegssdsiensten zu verwenden. Die ursprüngliche Fassung
wird wiederhergestelslt. — Es ist dies nicht sder einzige Falt.
in dem die Franzosen hinter dem Rücken Wilsons und Llovd
Gseorges den Vertrag in ihrem Sinne zu ändern versuchten.

6. Mai t9t9.

sechste tgeheimet Vollsißung der Friedenskonferenz.
Der Entwurf des Friedensvertrages mit Deutschland wird
genehmigt. Marschatl Foch fordert in einer aufsehenks
erregesnden Rede eine Nachprüfung der Bestimmungen über

die Beseßung, die dauern müsse, bis die Deutschen alles
bezahlt hätten.

V. Die Versailler Friedensverhandlungen.
ts. April t9t9.

Der Oberste Rat der attiierten und assoziierten Mächte

läßt deutsche Delegierte für den 25s. April abends nach

Versailtes ·eintaden, »um dort den von den attiier-

ten und assoziierten Mächten festgesetzten
Text der Friedensprätiminarien in Empfang zu

nehmen«. »Die deutsche Delegation solt

strengstens auf ihre Rost-le beschränkt

b t e i sb e n und darf nur Person-en umfassen. die für ihre

besondere Mission bestimmt sind.«

t9. April t9t9.

Asußenminister Graf BrockdorffsiRanßau läßt den attiier-
ten und assoziierten Mächten mitteilen, daß die deutsche

Regierung den« Gesandten von sHa-niet,
Legationsrat von Keller und den Wirklichen Legationssrat
Ernst schmitt nach· Versaittessenden werde, um »den Text
des Entwurfs der· Friedensprätimsinarien« entgegenzu-
nehm-en.

den Geheimen -

20. A p r it t919.

Die attiierten und assoziierten Mächte lehnen «es ab,
Abgeordnete zu empfangen, die lediglich zur Entgegen-
nahme des Wortlauts der Friedensartikel ermächtigt sind.
sie fordern von der deutschen Regierung, »daß sie Bevoll-
mächtigte nach Versaitles entsendet, die ebenso vollständig
ermächtigt sind, die Gesamtheit der Friiedensfragen zu ver-

handeln, wie die Vertreter der attiierten und assoziierten
Regier·ungen«. .

21. Ap ril t9t9.
.

·

Graf Brockdorfstanßau läßt den attiierten und asso-

ziierten Mächten mitteilen, die deutsche Regierung habe
»in sdesr Voraussetzung, daß im Anschluß an

die Übergabe des Entwurfs ider Präl-i-
minarien Verhandlungen über deren Inhalt
b e a b s i c h t igt w er d e n

, folgend-e mit entsprechenden
Vollmachten- versehene Personen zu Delegierten be-
stimmt: Reichsminister des Auswärtigen Graf Brockdorffss
Ranlzau, Reichsiustizminister Dr. Lands-berg, Reichsposts
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minister Giesberts, Präsidenten der preußischen Landes-

versammlung Leinert, -Dr. Karl Melchior, Prof. Dr. Schücking«.
Die Entsendsung wird von der Zusicherung abhängig gemacht,
daß den Delegierten und ihren Begleite-m in .;Versailles
Bewegungsfreiheit sowie freie Benutzung von Telegraph und

Telephon zum Verkehr mit der deutschen Regierung
gewährleistet ist.

23. A p rsil t919.

DIie Antwort der All-iierten auf die deutsche Note vom

21. sagt zwar die geforderte Bewegungsfreiheit usw. der

deutschen Delegierten zu, schiweigt aber über die deutsche

Voraussetzung, daß Verhandlungen stattfinden sollen. —

Die deutsche Regierung faßt das Schweigen als Zustimmung
auf und beschließt, daß die deutsche Asbordnung am 28. April
nach Versailles asbreisen soll.

«

.

29. A p r ilt9t9.

Ankunft der deutschen Delegation in Versail«les; Unter-
bringung des Hauptteils in dem streng abgesperrten Hotel

des Peservoirs —

—

«

30.Apki1his 6.Mai1919.,
Austauscti und Prüfung der Vollmachten.

7. M a i t9t9,

3 Uhr nachmittags, Uberreicbung der Friedensbedingungen
·

im Hotel Trianon-Palast. Nachdem die deutschen

Delegierten Platz genommen halben, erhebt sich

clemenceau und sagt: »Meine Herren Delegierten
des Deutschen Reichesl Es ist weder Zeit, noch

ist hier der Ort für überflüssigse Worte. Sie sehen

hier vor sich die akkreditierten Vertreter der klei-

nen und großen Mächte, die sich vereinigt haben.
um den schrecklichen Krieg, ider ihnen aufge-
zwungen worden ist, zu End-e zu führen. Die

Stunde der schweren Abrechnung
ist gekomrn en. sie haben uns sum Frieden

gebeten. Wir sind geneigt, ihn Ihnen zu ge-

währen. Wir- überreichen ihnen hiermit das

Buch, das unser-e Friedensbedingungen ent-

häslt. Damit Sie seinen Inhalt studieren können,
werden Ihnen alle möglichen Erleichterungen
gewährt. wobei die bei allen Kulturvölkern üb-

lichen Höflichkeitsformen sich von selbst ver-

steh-en. Der Zweite Frieden von Versaislles ist

von den hier vertretenen Völkern zu teuer

erkautt worden, als daß sie es über sich

bringen könnten, allein die Folgen dieses Krieges zu tragen.
Um lhnen aber meine Auffassung vollständig mitzuteilen,
muß ich hinzufügen. daß dieser Zweite Frieden von Ver-

sailles allzu teuer von uns erkautt worden ist, als daß wir

nicht entschlossen sein sollten, uns alle berechtigten Genug-
tuungen und Sicherheiten für die Dauer dieses Friedens zu

verschaffen. lch habe jetzt die Ehre, den Herren

Bevollmächtigten das von uns angenommene Ver-

fahren für die Erörterung sbekansntzugebem
Wenn iemsand Bemerkungen zu machen hat,
wir-d ihm natürlich das Wort erteilt werden«

Eine mündliche Erörterung wird nicht stattfinden, und die

Bemerkungen werden schriftlich zu überreichen sein. Den

deutschen Bevollmächtigten ist eine Frist von· 15 Tagen

eingeräumt, um in französischer und- englischer Sprach-e ihre

schriftlichen Bemerkungen über den Vertrag als Ganzes zu

überreichen, der »in folgend-e Abschnitte zerfällt tclemenceau
verliest die KapitelüxberschriftenlI Vor Ajblauf der fünfzehn-·

tägigen Frist haben die deutschen Vertreter die Möglichkeit,
ihre Antworten zu üsber-m:itteln oder Fragen über idie ein-

zelnen Materien zu stellen. Nach Prüfung der innerhalb

der obengenannten Frist überreichte-n Bemerkungen wird

der Oberste Rat der deutsch-en Delegation eine schriftliche

Antwort zukommen lassen, worin er die Frist angeben wird.
in der sie die endgültige Gesamtantwort zu geben haben
wird . . . . die Erörterung wir-d sich, um Zeit zu gewinnen,
so rasch als möglrichl in den von mir angegebenen Form-en

bewegen· Wenn jemand nach der Übersetzung dieser-An-
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sprache Bemerkungen vorzubringen hat, werden wir Zu

seiner Verfügung stehen« — Nach der Übersetzung gibt
Graf Brochsdorff auf clemsenceaus Frage zu erkennen, daß
er das Wort wünsche, und verliest sitzend folgende Er-

klärung: »Meine Herren! Wir sind tief durchdrungen von

.
der erhabenen Auf-gabe, die tuns mit Ihnen zusammengeführt
hat, der Welt rasch einen dauernden Frieden zu geben.
Wir täuschlen uns nicht über den Umfang unserer Nieder-

lage, den Grad unserer Ohnmacht . . . . Wir kennen die-

Macht des Hasses, die uns hier entgegentritt. Und wir

haben die leidenschaftlich-e Forderung gehört, daß diie

Sieger uns zugleich als Uberwundene zahlen lassen und
als Schuldige bestrafen wollen. Es wird von suns verlangt.
daß wir uns als die allein Schuldigen am Kriege bekennen,
ein solchses Bekenntnis wäre ins meinem Mund-e eine l.-üge.·
Wir sind fern davon, jede Verantwortung dafür, daß es

zu diesem Wellkriege kam, und daß er so geführt wurde,
von Deutschl-and abziuwälzen . . aber wir bestreiten nach-

drücklich, daß Deutschland . . . . allein mit Schuld belastet
ist . . . . die öffentliche Meinung in allen Ländern unserer

Gegner hallt wider von den Verbrechen, die Deutschland

im Kriege begangen habe. Auch hier sind wir bereit, getanes
Unrecht einz·ugestehen . . . . Aber auch in der Art der.

Kriegführung hat nicht Deutschland allein gefehlt . . . . lch

will nichlt Vorwsürfe mit Vorwürfen erwidern, aber wenn man

gerade von uns Buße verlangt, so darf man den Waffen-

stisllstand nicht vergessen, sechs Wochen dauert-e er, bis

wir ihn erhielten, sechs Monate, bis wir lhre

Friedens-bedingungen e-rfahrsen.... Die Hundert-

tausende von Nichtskämpferm die seit dem ti. No-
vember an der Blockade zugrunde gingen, wur-

den mit kalt-er Überlegung getötet.... Daran

denken Sie, wenn Sie von Schuld und Sühne

sprechen . Bei dieser Konfer-enz, wo wir

allein . . . . der großen Zahl unserer Gegner gegen-

überstehen, sind wir nicht schutzlos. Sie selbst

haben uns einen Bundesgenossen zugeführt: das

Recht, das uns durch den Vertrag über die Frie-

densgrundsätze gewährleistet Die ein-

zelnen Grundsätze fordern von uns schwerse....

Opfer . . . Sie werden uns bereit finden, auf

dieser Grundlage den Vorfriedem den sie uns

vorlegen, mit der festen Absicht zsu prüfen, in
"

gemeinsamer Anbeit mit Ihn-en Zerstörtes

wieder aufzub.auen, geschehenes Unrecht wie-der
—

gutzumachen und ider Menschheit neue Ziele

·politischen und sozialen Fortschritts zu zei-

gen . . . . Dabei wird es unsere Hauptaufgabe sein,
die vserwüstete Menschenkraft der beteiligten Länder

durch internationalen Schutz von Leben, Gesundheit und

Freiheit »der arbeitenden Klassen wieder aufzurichten. Als

nächstes Ziel betrachte ich den Wieder-auf-bau . . . . Belgiens
und Nordfrankreichs .« . . . Unsere beiderseitigen Sachver-

ständigen werden zu prüfen haben, wie das deutsche Volk
seiner finanziellen Entschädigungspflicht Genüge leisten

kann, ohne unter der schweren Last zusammenzubrechen.
Ein Zusammenerch würde sdie Ersatz-berechtigten um die
Vorteile bringen, iausf die sie Anspruch haben, und eine

unheilvolle Verwirrung des ganz-en europäischen Wirtschafts-

lebens nach sich ziehen. Gegen diese drohende Gefahr....
müssen Sieger wie Besiegte auf der Hut sein. Es gibt nur

ein Mittel, um sie zu bannen: das rückhaltlose Bekenntnis

zu der wirtschaftlichen unsd sozialen Solidarität der Völker,
z-u einem freien und umfassenden Völker-bund . . . . Das

deutsche Volk ist innerlich bereit, sich mit seinem schweren

Lose abzufinden, wenn an den vereinbart-en Grundlagen des

Friedens nicht gerüttelt wird. Ein Friede, der nicht im

Namen des Rechts vor der Welt verteidigt werde-n kann,
würde immer neue Widerstände gegen sich ausrufen.

Niemand wäre in der Lage, ihn mit gutem Gewissen zu

unterze-ichn—en, denn er wäre unserfüllbar . . . .«

Nach Beendigung der Erklärung fragt clemenceau, ob

weitere Bemerkungen gewünscht würden, und schließt hierauf

um 3,50 Uhr nachmittags die Sitzung. Damit ist die ein-

»

z i g e m ü n d l i c h e Verhandlung beendet.
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recht der Mehrheit -sei, dafür zu sorgen, daß die Minderheiten
sich in ihrem neuen Staatenverbande wohlfühlen und auf die

ngehörigkeit zu ihrem Staate stolz sind.
· ·

Der japanis ch e Delegierte Adam, fand in
feiner Eigenschaft als ständige-r Berichterstatter für die
Minderheitenfragsenaturgemäß nur anerksennendeWorte für
die Tätigkeit des Völkerbundes Der Rat habe sichsstets be-
Müht, die Schwierigkeiten des Problem-s zu meisterndie darin

bestehen, eine Harmonie herzustellen zwischen zwei ver-
schiedenen Elementen: dem heiligen Recht der Minderheiten
Und- der Achtung vor der Einheit des Staates: »Essei in diesem
Zusammenhang bemerkt, daß die Unparteilichkeitund »Ge-
Wissenhaftigkeih mit der Herr Adatci selbst die Minderheiteni
fragen behandelt, auch in Deutschland anerkannt wenden sollte. .

Der kanadische Vertreter, D«and«ur«and,
der dem deutschen Reichsminister des Aus-wärt1gen bei seinem
Vsorstoßim Rate ein wertvoller Bundesgenosse gewesen ist,
sieht die Quell-e der Unzufriedenheit unter den- bietroffenen
Minderheiten in dem Umstande, daß die Verträge den Minder-

heiten nicht das Recht verliehen haben, ihre Beschwerde un-

mittelbar vor dem Völkerbundsrat anhängig zu machen Aus

diesem Grunde seien seines Bemühungen besonders darauf ge-

richtet gewesen, dem Verfahren eine größereOffentlichkeit zu
verleihen und die Minderheiten nicht auch als- Information-«-
quelle im weiteren Verlauf der Behandlung ihrer Beschwerde
auszuschließen

-

Der litsauischse Ministerpräsident Wol-de-

maras beleuchtete die Frage im Hinblick auf die Zustände im

.östlich·enEuropa. Er kritisierte die Tätigkeit des Völker-s

bundes, der auf dem Gebiete des Minderheitenschutzes sich
meistens mit weniger wichtig-en Fragen beschäftigt habe und

. nach dem ersten Schritt wieder von neuem in Untätigkeit zu-

verfallen -drohe·. Der Völkerbund dürfe nicht übersehen, daß
im großen russischen Reiche eine praktische Lösung der Natio-

nalitätenfrage sichlanbahne, der man in vielleicht nicht ferner
Zukunft als einer vollendeten Tatsache gegenüberstehenwürde

In sehr -wirku:ngsvdller«Weis-e traten der u n g atri s ch e -

wie auch- der österreichische Delegierte dem von

Dr. Stresemann eingenommen-en Standpunkt bei. »Während
G r af A p p o n y i es für unbedingt erforderlich- bezeichnete,
daß die beschwerdeführendeMinderheit zum mindesten
Kenntnis von· der Stellungnahme ihrer Regierung erhält, hob
Bundesksanzler Streeruwsi tz mit Nachdruck hervor-, daß
über die wichtig-en grundsätzlichen Fragen leider ein völliger
Desakkord zutage getreten sei.

Der rumä nisch e V ertreter, Mironescu, glaubt-e
vor einer Üsberspannungdes Minderheitsprinzips warnen zu
müssen Er beeilte sich aber, die Versicherung hinzuzufügen,
daß die rumänischseRegierung ihre eigenen Mkinderheiten
in liberaler Weise behandele und das Vorhandensein von

Minderheiten nicht als ein Übel, sondern als eine Bereiche-
rung des Staates betrachte.

Als letzter Redner kam der bu·lgar-ische Außens
minister Buroff zu Wort, der die· Notwendigkeit einer

moralischen Abrüstung unterstrich, für die eine gerechte
Lösung der Minderheitenfrage den ersten unerläßlichen Schritt
bilde. Er schilderte sodann eingehend die traurige Lage der

buligarischen Minderheiten in gewissen Staaten sowie die
Schwierigkeiten die dem bulgarischen Staat durchs das

Zurückströmender Flüchtlinge aus den Minderheitengebieten
erwachsen

Zusannnenfassend darf festgestellt werden, daß zum
mindesten das eine erreicht und sichergestellt worden- ist: daß«

die Minderheitensrage nicht mehr von der Tagesordnung des
Völkerbundes verschwindet Dafür gesorgt zu- haben, werden
die Minderheiten dem deutschen Minister Dr. Stressemann
Dank wissen Sie dürfen überzeugt sein, daß die Hoffnungen,
die sie auf die Tätigkeit Deutschlands im Völkevbund für eine

Besserung ihres schweren Loses setzen, auch ins Zukunft nicht
enttäuscht werden. Dies vor allem aus dem Grunde-, weil
das Mindesrheitenproblem nicht etwa eine Frage im. luftleeren
Raum ist, vielmehr eine Angelegenheit von- höchstempolitischen
Interesse darstellt. Der Weg zu den vereinigten Staaten von

Europas führt nicht nur über niedergelegte Zollrmauern
sondern auch über eine befriedigende Lösung des Minder-

heitenproblems

Deutschlandund die Kriegsschusdsraaa
Von Karl Schwendemann

In § 1 des Gesetzentwurfs »Gegen sdie Versklavung sdes

deutschen Volkes«, der zgusmGegenstand des Volksbegehrenis gie-

miachst werden soll, steht, die Reichssregierung habe »den aus-

wärtigen Mächten unverzüglich in feierlicher Form Kenntnis

davon zu geben, daß das erzwungene Kriegsschuldsanerkennmis
des Versailler Vertrages der gieschichtlichen Wahrheit wider-

spricht, auf falschen Voraussetzungen beruht und völkervechtlich

unverbindlich ist«, während der § 2 bestimmt-»die Reichs-
regierungs habe darauf hinzuwirken, daß das Kriegsschulsds
anerkenntnis des Artikels 231 förmlich außer Kraft gesetzt
werde. Wer das tiest, ohne darüber im Bilde zu sein-, welche
Haltung die verschiedenen, seit dem Ende des Krieges auf-
einander-folgenden Reichsrseigierungen in sder Kriegsschuldfvage
eingenommen haben, könnte auf die Idee kommen, daß das

Volksbegehren etwas Neues enthalte, und daß die Reichs-
regiserunsg darin- aufgefordert werde, etwas nachzuholen-,was

sie bisher versäumt habe. Hätten die Regierungs-m die seit
der Üiberreichungdes Versailler Vertrages Deutschland führten-
die zurückweisung der Schuldlüge unterlassen, so wäre das

unverantwortlich Asber nur mangelhaftes Gedächtnis
kanns das behaupten. Es erscheint deshalb notwendig, in

Erinnerung zu bringen, wie. die Haltung der deutschen
Regierungen, die seit dem Ende des Krieges die Geschäfte
des Deutschen Reiches geführt haben, gegenüber der Kriegs-
schuldfrage gewesen ist. Es wird sich daraus ergeben, daß
in dem Volksbegehren keineswegs etwas Neues hinsichtlichder

Kriegsschuldfuage steht, sondern daß so ziemlichalle deutschen
Regierung-en gerade das getan haben, was Jetzt als etwas schein-
bar Neues und Großes auf dem Wege des Volksbegehrens
durchgesetzt werden soll., Ein überblick über einige der wich-
tigsten Äußerungen der deutschen Regierungen bzw. deutscher
Politiker in verantwortlicher Stellung wird das deutlich machen.

Bekanntlich- hat die deutsche Regierung bereits bei den

Friedensverhandlungen einen scharfen Kampf um die Kriegs-
schuldfriage geführt. Schon am 29. November 1918 hat die

Reichsregierung an- die amerikanische, englische, französische,
italienische und belgische Regierung lden Antrag gerichtet, eine
neutrale Kommission zur prüfung der Frage der Schuld am

Kriege; ein-zusetzen, der sämtliche Regierungen ihr gesamtes
Urkundenmaterial zur Verfügung zu stellen hätten. Auf der

Friedenskonfserenz selbst, am 7. Mai 1919, erklärt-e der deutsche
Außenminister Graf Brockdorfstantzau: »Es wird von uns

verlangt, daß wir iuns als die Alleinschuldigen am Kriege be-

kennen Ein solches Bekenntnis wäre in meinem Munde eine

Lüge . . . Das Maß der Schuld aller Beteiligten kanns nur« eine

unparteiische Untersuchung feststellen, eine neutrale Kommission,
vor der alle Hauptpersonen der Tragödie zu Worte kommen-
der alle Archive geöffnet werden« Wir haben eine solche Unter-
suchung gefordert, und wir wiederholen die Forderung . · .«

Am 21. Iuni richtete der damalige Reichskanzler Bauer an

den Präsidenten der Friedenskoniserenz eine Note, ins- der

folgendes ausgeführt- wurde: Deutschland legt weiter-

hin den größten Nachdruck auf die Erklärung, daß es den
Artikel 231 des Friedensvsertr·ages, der von Deutschland
fordert, sich als alleinigen Urheber des Krieges zu bekennen,
nicht annehmen kann und durch seine Unterschrift nicht deckt-. . ..

Die Regierung der deutschen Republik sistbereit, den Friedens-"
vertrag zu unterzeichnen ohne jedoch damit anzuerkennen, daß
das deutsche Volk der Urheber des Krieg-es sei »und ohne eine

Verpflichtung zur Auslieferung nach Artikel 227 bis 230 des

Friedensvertvasges zu übernehmen« Aber der Haß der Feinde
zwang dem ohmnächtigen Deutschl-and auch die Unterschrift
unter den Artikel 251 des Versailler Vertrages aus« In
feierlicher Weise legte dagegen die deutsche Regierung am

ZU
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25. Juni 1919 Verwahrung ein mit den denkwürdsigen
Worten: »Durch- seinen Gewaltakt wird die Ehr-e des deutschen
Volkes nicht berührt. Sise nach außen-hinzu verteidigen, fehlt
dem deutschen Volke nach den entsetzlichen Dei-den der letzten
Jahre jedes Mittel. Der übsermächtigenGewalt weichend und

ohne damit ihr-e Auffassung über die unerhörte Ungerechtig-
keit der Frisedensbedingungen aufzugeben, erklärt deshalb
die Regierung der deutschen Republik, daß sie bereit ist, die

von den alliiserten und assoziierten Regierungen auferlegten
Friedensbedsingiungen anzunehmen und zu unterzeichnen . . .«

Nach Unterzeichnung des Frisedsensvertragses haben alle

Regierungen Deutschlands und so ziemlich alle führend-en

deutschen Staatsmänner immer und immer wieder gegen die

Krisegsschuldfrage Verwahrung eingelegt. So Außenmisnister
Rathenau am 13. Juni 1922, Reichskanzler Wirth am Zo. Sep-
tember 1922, der letztere mit den Worten: »Sie haben selbst
gesehen, wie sich das deutsche Ehrgefühl gegen eine solche Be-

hauptung sträuben muß, und wir wissen auch-, daß »die Folgen
jenes Urteilsspruch-es, der lediglich vom Ankläger gefällt
wurde, unser Volk in immser tiefere Leiden- stürzen.« Ferner
Reichskanzler Cuno am 22. März 1923, Reichsaußenminister
von Rosenberg am 29. August 1923 im Reichstag, Reichs-
kanzler Dr. Stresemann am 22. September 1923 in Stuttgart
und derselbe am 25. Oktober 1923 in einer Rede in Hagen
mit folgenden- sWorten: »Wenn man aus klar erkennbaren

Gründen in Frankreich immer wie-der den Versuch macht,
Deutschland allein die Schuld am Weltkrieg aufzubürden, so
weise ich diese Kriegsschulsdlüge mit aller Entschiedenheit
zurück. Deutschland hat seine Archive aller Welt geöffnet und

hat sichsbereiterklärt, sich seinem internationalen Gerichtshof
zur Beurteilung seiner Kriegsschuld zu unterwerfen-. Wenn

alle ein so gutes Gewissen haben wie Deutschland, zso sollen
sie einmal dasselbe tun . . .« Diese Erklärungen deutscher
Staatsmänner haben nicht selten scharfe Gegenäußerungen
der EntentesStaatsmänner hervorgerufen. Das hat aber die

deutschen polsitiker nicht verhindert, der Kriegsschulsds
behauptung immer von neuem den Kampf anzusagen. Be-

sonders deutlich ist in dieser Hinsicht eine Äußerung von

Außenminister Stresemann im Reichstag am S. Juni 1924:

»Ich darf auch darauf hinweisen, sdaßder frühere frsanzösische
Ministerpräsident,Herr po-inoarö, in offizieller Weise bei dem

deutschen Botschafter in Paris Vorstellungen erhoben hat
wegen der Reden des Reichskanzlers und des Außenministers
zur Kriegsschuldfrage Das darf uns nicht hindern, diese
Äußerung-enzu wiederholen. Von Unterwürfigkeit gegenüber
dem Auslande dürfte daher unsere Meinung wohl nicht
diktiert gewesen sein« Reichsprsäfident Ebert hat bei der

Totengedenkfeier am Z. August 1924 und ein andermal im

Jahre 1925 sich in klarster Weise gegen die Kriegsschuldfrage
gewandt. Seine Worte bei der letzteren Gelegenheit mögen
erwähnt werden: »Um zur Verteidigung der bedrohten
deutschen Heimat hat Deutschland vor zehn Jahren die

Waffen ergriffen, in diesem Bewußtsein haben wir den langen
Krieg geführt, und nur dieser Geist konnte uns die gewaltigen
Opfer ertragen lassen,-die alle Kreise unseres Volkes an- Gut

und Blut bringen mußten.«
Als der Reichstag »das DawessAbkommen angenommen

hatte, das bekanntlich der jahrelangen Vergewaltigung und

Drangsalierung des deutschen Volkes auf dem Wege über
die Reparationssfrage ein Ende setzte und den Weg für
ein-e bessere Zukunft frei machte, hat die Reichsregierung am

29. August 1924 eine lange Kundgebung zur Krisegsschuldg
frage erlassen, die eine besonders feierliche Rechtsverwahrung
darstellt, unsd deren Kernstelle wie folgt lautet: »Die Reichs-
regierung kann und will aber diesen bedeutsamen Augenblick,
in dem sie in Durchführung des Versailler Vertrages schwere
Verpflichtung-en auf sich nimmt, nicht vorüber-gehen lassen,
ohne in der Kriegsschusldfrage, die seit 1919 mit schwerem
Drsukke auf der Seele des deutsch-en Volkes ·lastet, klar und

unzweideutig ihren Standpunkt darzulegen. Die uns durch
den Versailler Vertrag unter »dem Druck übermächtiger Gewalt

auferlegte Feststellung, daß Deutschland den Weltkrieg durch
seinen Angriff entfesselt habe, wider-spricht den Tatsachen der

Geschichte. Die Reichsregierung erklärt daher, daß sie dies-e
Festlegsung nicht anerkennt. Es ist eine gerechte Forderung
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des deutsch-en Volk-es, von der Bürde dieser falschen Anklage
befreit zu werden. Solange das nicht geschehen ist, und solange
ein Mitglied der Völkergemeinschaft zum Verbrecher an der

Menschheit gestempelt wird, klann die wahre Verständigung
und Versöhnung zwischen den Völkern nicht vollendet werden.
Die Reichsregsierxungwird Anlaß nehme-» dies-e Erklärung den

fremden Regiserungen zur Kenntnis zu bringen« Als die

deutsche Regierung sich zur Annahme des Toc—arno-Abkommens

und zum Eintritt in den Völkerbund anschickte, hat sie auf
dieses Mem-orandum vom 29. August 1924 in einer längeren
Verbalnote vom 29. September 1925 Bezug genommen und

sich ihren Jnhalt erneut zu eigen gemacht. Jn den folgenden
Jahren haben R-eich-s-außenministerStresemann, Reichskanzler
Dr. Marx, Reichspräsidentvon Hindenburg und andere deutsche
Staatsmänner iimmer und immer wieder die Kiriegsschuldthese
in öffentlichen Reden und feierlichen Kundgebungen aufs
schärfstezurückgewiesen So hat Reichskanzler Marx in einer

zur Feier des Abschlusses der Herausgabe der großen vierzig-
bändigen Aktenveröffentlichungder deutsch-en Regierung »Die
große politik der europäischen Kabinette 1871—-—1914«im
Reichstag gehaltenen Rede dar-auf hingewiesen, daß Deutsch-
land als erstes Tand den Weg zur Enthüllung der Wahrheit
betreten und die Schleier von den Geheimnissen der deut-

schen Geheimarchive gelüstet habe. »Wir dürfen wohl
heute schon feststellen, daß ·an Grund der von uns veröffent-
lichten Akten der politischen Epoche von 18.71—1914 niemand

mehr an den Beschuldigungen festhalten kann, die .eine haß-
erfüllte propaganda gegen uns über die ganze Welt ver-

breitete«, äußerte der Reichskanzler. Bekannt ist sodann be-

sonders die Erklärung des Reichspräsidenten von Hindenburg
am TannenbergsRationaldenkmal: »Die Anklage, daß Deutsch-.
land Schuld ssei an diesem größten aller Krieg-e, weisen wir,
weist das deutsche Volk in allen seinen Schichten einmütig
zurück! Nicht Neid, Haß oder Eroberungslust gaben uns die

Waffen in die Hand. Der Krieg war uns vielmehr das

äußerste,mit den schwersten Opfern des ganzen Volkes ver-

bundene Mittel der Selbstbehauptung einer Welt von Feinden
Diese Worte Hindenburgs haben jene Kreise des

Aus-landes, die immer noch an der deutschen Kriegsschuld
festhalten möchten, in besondere Erregung versetzt, wes-

wegen sowohl ReichsaußenministerDr. Stresemann in— einem

Jnterview mit dem »Matin«, wie auch Reichskanzler Marx
in einer Rede in Essen am Zo. Oktober 1927 dise Welt daran

erinnerten, daß der Reichspräsidentnur wiederholt habe, was

sämtliche deutsche Regierungen der Rachkriegszeit immer und

oft in viel schärferer Form erklärt hätten.
-

Noch vor wenigen Monaten hat sodann »die gegenwärtige
Regierung die zehnjährigseWiederkehr des Tages der Unter-

zeichnung des Versailler Vertrages am 28. Juni d. J. zum
Anlaß genommen, sich mit ein-er feierlich-en Verwahrung gegen
sdie Kriegsschuldlüge zu wenden, in der es heißt: »Deutschland
hat den Vertrag unterzeichnet, ohne damit anzuerkennen, daß
das deutsche Volk der Urheber des Krieges sei. Dieser Vor-
wurf läßt unser Volk nicht zxur Ruhe kommen und stört das
Vertrauen unter den«Nation-en. Wir wissen Uns eins mit allen

Deutschen in der Zurückweisung der Behauptung sder alleinigen
Schuld Deutschlands am Kriege und in der festen Zuversicht,
»daß dem Gedanken eines wahren Friedens, der nicht auf

Diktaten, sondern nur auf ·.der übereinstimmenden Und ehr-
lich-en Überzeugung freier und gleichberechtigter Völker bei

ruhen kann, dise Zukunft gehört.« Es ergibt sich also, daß alle

deutschen Regierungen, welcher parteipolitischen Zusammen-
setzung sie auch gewesen sein mögen, der Behauptung von der

deutschen Kriegsschuld den Kampf angesagt haben, nicht nur

in Reden im Reichstag und anderswo, bei feierlichen und

nichtfeierlichen Gelegenheiten, sondern auch in offiziellen
Roten an die Ententemächte und in offiziellen Regierungs-
erklärungsen, daß also weder das deutsch-e Volk noch irgend-
eine deutsche Regierung die Kriiegsschuldbehauptung des Ver-

sailler Vertrages anerkannt hat und anerkennt. Jm
Gegenteil: immer wieder haben die füshrenden Männer
und die maßgebenden Stellen mit aller Deutlichkeit die

Kriegsschulidlüge zurückgewiesen und vior aller Welt be-

kämpft.
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Milch als Volksnaärungamsttel- voi- pm sie-W

Durch den Krieg ist auch dem letzten klar geworden, welche
Rolle die Ernährung im Leben eines Volkes.spi«elt.Jeder einzelne
hat damals erfahren, was es heißt, auf wichtige Nahrungsmittel
ganz oder teilweise verzichten zu müssen. Der Mangel·an genugend
Brot- Fleisch, Milch und Butter hat der Volksgesundheittun-gemeinen
Schaden zugefügt. Die Folge war, daß die Sterblichkeitin einem

erschreckenden Maße zunahm und daß die Fälle von akuter Unter-

ernährung unter allen Volksschichten und Tebensaltern so uberhand
nahmen, daß dringende Abhilfe nicht nur ein Gebot der Nächsten-
liebe, sondern auch des staatlichen Selbsterhaltungstriebes wurde.

«

Im Krieg ist eine wirksame
Hilfe oft schwergefallen. Die

Blockierung der deutschen
Häfen hat alle Anstrengun-
gen, vom Ausland mehr
Nahrungsmittel herbeizube-
kommen, zunichte gema t.

Im letzten Kriegsjahr wur e

die Lage der deutschen Volks-

ernährung geradezu katas

strophal, und hätten nicht
die Quäker rechtzeitig ein-

« « gegriffen, so wären erst recht
«

» die ersten Jahre nach dem
Mlchauoschant in einer Dresdener Schule Krieg verhängnisvoll für

das deutsche Volk geworden. Durch die internationale Quäkerhilfe
wurde es ermöglicht,Alters- und Schulspeisungen einzurichten, werden-

den und jungen Müttern die notwendige Zusatznahrung zu verabfolgen
. und die Krankenhäuser mit zureichenden Nahrungsmitteln zu versorgen.

Immer mehr brach sich nach dem Krieg die ÜberzeugungBahn,

daß das von den Quäkern in Angriff genommene Werk Jiichtmehr
aufgegeben, sondern wirkungsvoll vom Staat und den offentlichen
Körperschaftenforgeführt werden müßte. Kein anderer Staat mußte

. sichso sehr um die gesunde Er-
«

"

nährung des Volkes küm-

mern wie gerade der deutsche.
Nachdem für eine genügende
Nahrungsmittelzusuhr aus

dem Ausland gesorgt war und

die deutsche Landwirtschaft
den Ertrag ihres Bodens
wieder zu steigern begann,
konnte man daran gehen, die

Ernährung nach rationellen
und hygienischen Gesichts-

..

pttånxtenöuregelnzEfTieger-«·rte ro a ana "r en
Milchausschant Vahnhof Halse-start Milchkonsmä

g
setzte ein.

Durch Zeitungsaufsätze, Vorträge, öffentlicheWerbeschilder wurde
das Publikum auf den Nährwert der Milch hingewiesen. Wer

es noch nicht wußte, konnte es jetzt erfahren, daß der

Verbrauch von Milch und Molkereiprodukten ausschlaggebend
war für die Ausdehnung der Rinderhaltung und für die

Vermehrung der inländischen Brotversorgung. Schließlich wurde

jetzt auch dem Vorurteil entgegengetreten, als käme den

Nebenprodukten der Butter kein besonderer Nährwert zu. Mit

Recht wurde daran hingewiesen, daß- die in dem Käse ent-

haltenen Bestandteile wie Eiweiß, Milchzucker, Aufbausalze, Nähr-
werte darstellen, auf die die Bevölkerung schon der Billigkeit halber
nicht verzichten konnte.

iDer neben diesen Bestandteilen in der Meilchi enthaltene Fett-
geshalt macht sie zu einem besonders wertvoll-en VoleSniahrungsmitteL
Ihr Genuß swsirkt belebends iauf den ganzen menschlichen Orga-
nismus, fördert die geistigen und körperlichen Fähigkeiten jedes
einzelnen und beugt vor gegen Krankheit und Siechtum.

Mit Recht setzten sichsdar-um Reich, Länder und Gemeinden für
den verstärkt-en-Milchkonsum fein. Die durch die unentgeltlsiche Ab-

gabe von frischer iMilch entstehenden Kost-en wurden reichlich auf-
gewogen idsurch »den Nutz-en, der daidurchs in unzähligen unt-er-

ernährten und kranken Familien gestiftet wurde. Die Städte gingen
mit gutem Beispiel voran.

M

Heute giebt es wohl keine

Großstadtschule, wo nicht
regelmäßigeMilchspeisungen
stattfinden. Von den städtii
schen Milchhöfen werden

täglich tausende von Eiter

Milch in hygienisch ein-

wandfreier Verpackung in
die Schulen geliefert, wo

sie unter Leitung von er-

wachsenen personen an

die unterernährtenSchüler ,

MistegfåglekswzässpestagMira-wagen am Wittenbergptatz use-um

beiwohnen konnte, wird sich überzeugt haben, welcher reiche Segen
durch diese Milchspeisungen über Unzählige von kranken und blassen
Schulkindern gebracht wird, die durch mißliche häusliche oder soziale
Verhältnisse in ihrem gesunden Wachstum behindert sind.

Nachdem einmal die heilsamen Folgen des Milchgenusses er-

s

kannt waren, durfte die Milchpropaganda natürlich auch nicht vor

den Erwachsenen haltmachen. Freilich war hier die Aufklärungs-
arbeit viel schwieriger. Daß sie nicht erfolglos geblieben ist, zeigt
folgendes Bild aus einerj »z«

-

. .

«

Fabrik im Waldenburger
Bergwerksrevier. Die Werk-

leitung stand anfänglichdem

Versuch, Milch als Früh-
stücksgetränk in den Werk-
räumen einzuführen, mit

großer Skepsis gegenüber-
Mit Hilfe des Betnebsrats

ist es aber gelungen, sbei
einer Belegschaft von

5000 Mann den Milch-
verbrauch von 100 Halb-

Milchauogabe in einer Weber-ei
Landohut in Schlefien

Auch anderwärts gewinnt der Milchkonsum an Boden. Es
gehört nicht mehr zu den Seltenheiten, daß wir an den belebtesten
Stellen der Großstadt einem fliegenden Milchhändler begegnen, der

literflaschen pro Tag auf
Hoo zu erhöhen.

Frischmilch zum Ausschank bringt. Standfeste Milchhäuschen ge-
hören heute zu den ständigen Einrichtungen der großen Volksplätze
und Spielwiesen. Auf Bahnhöfen und Sportplätzen wird sie von .

freundlichen Trägern zum Kauf angeboten. Jn den Kinos ist sie
zu haben. Wer Milch trinken will, kann sie heute überall bekommen.
Die Entwicklung scheint denen Recht zu geben, die behaupten, daß
sich·die Milch mit der Zeit auch als Volksgetränk durchsetzen werde,
nachdem sie ihre Stellung als Volksnahrungsmittel schon Jahr-
tausende lang inne gehabt hat.

D Zur - Zeitgeschichie
Der NationalitätensKongreß1929.

Kurz vor dem Zusammentreten des Völkerbundestagte zum

fünften Male in Genf der Kongreß der nationalen Volksgruppen
Europas, der sogenannte MinderheitenkongreßDer Kongreßwar
arm an sensationellen Ereignissenz Die Atmosphärewar die einer

friedlichen Zusammenkunft. So ist gerade bei Freunden des Kon-

gresses der Eindruck einer gewissen·Farblosigkeit entstanden, und

das Urteil, der Kongreß sei langweilig gewesen, konnte auch unter-

den Teilnehmern gehört werden. Dem darf man gegenüberstellen,
daß gerade in diesem Jahr eine ganze Reihe bisherabwartender
neutraler Beobachter den Kongreß ausgesprochen positiv beurteilt
»und der Meinung Ausdruck gegeben haben, daß der Kongreß nun-

mehr aus dem Versuchsstadium herausgetreten und ein ständiger
beachtlicher Faktor im internationalen Leben geworden sei·

Der wichtigste Verhandlungsgegenstand war im Rahmen der

Generaldebatte naturgemäß die Tätigkeit des Völkerbundes für

das Minderheitenproblem im vergangenen Jahre. Der Kongreß
hat in seinen Reden und in einer Resolution seiner tiefen Ent-

täuschungüber die Ergebnisse Ausdruck gegeben. Vielleicht ist es

in der Resolution nicht ganz gelungen, diese Enttäuschung mit allen
Gründen einleuchtend zu machen. Sie beruht vor allem darauf, daß
aus der ganzen Art der Behandlung durch den Völkerbundrat

kenntlichgemacht wird, wie weit der Rat noch davon entfernt ist,
die europäische Rationalitätenfrage als eine unter den lebens-
wichstigen Fragen Europas anzusehen. So richtete sich denn

solgerichtigerweise die Kritik vor allem dagegen, daß der Völker-

bundrat nur an den Bestimmungen über die Behandlung von

Petitionen geändert hat, die viel wichtigere Frage aber, wie die

Minderheitenfrage organisatorisch in den Kreis der Arbeiten des
Völkerbundes einbezogen werden kann, völlig beiseite gelassen hat,
Deu »Kongreßfordert demgegenüber, daß der Völkerbund sich ein

ständigesOrgan schafft, in dem etwa nach Analogie des Inter-
nationalen Arbeitsamtes alle beteiligten Kreise und Gruppen zu
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gemeinsamer Arbeit zusammengefaßt werden. Eine sehr wertvolle

Ergänzung
der allgemeinen Debatte bildete ein Referat des

Generalse retärs über die internationalen Organisationen. In
einer scharfen Auseinandersetzung mit der Paneuropabewegung
gewann der Kongreß hier höchsteAktualität. Dr. Ammende führte
aus, daß die Minderheiten den Paneuropa-Gedanken keineswegs
ablehnen, daß aber die naive Auffassung, man solle nur erst Pan-
europa schaffen, dann werde die Lösung der Minderheitenfrage von

selbst kommen, zu schwersten Enttäuschungen und Rückschlägenführen
müsse. Wie könne man glauben, daß Völker, die durch tiefen
nationalen Haß voneinander geschieden seien, durch reine

Opportunitätserwägungen zum Zusammenschluß in einem .ge-
einigten Paneuropa gebracht werden können. Erst wenn es

gelungen sei, alle die seelischen Hemmungen zu beseitigen —- und

zu ihnen gehöre in erster Linie der ganze Komplex der Minder-

heitenfrage —, erst dann sei es an der Zeit, praktisch an die

Bildung Paneuropas zu gehen. -

Neben den allgemein politischen Auseinandersetzungen hat der

,Kongreß eine ganze Anzahl praktischer Fragen behandelt und

gefördert. Der Plan der Herausgabe eines statistischen Handbuches
gewinnt deutlichere Form, während bis zur Gründung des Inter-
nationalen Instituts für Nationalitätenkunde, mit dem sich eine

Resolution befaßt, wohl noch viel Vorarbeit geleistet werden muß.
Im Anschluß an die Tagung fand die Gründung eines Verbandes
der europäischen Minderheitsjournalisten statt. Ein gedanken-
reiches Referat von Dr. Paul Schiemann über die Aufgaben der

Minderheitenpresse auf dem Nationalitätenkongreß hatte den

Zusammenhang dieser Gründung mit den Arbeiten des Nationali-

täteniKongresses hergestellt.

Die "13.Internationale Arbeitsconferenz
(Seemauuokonfereuz).

Während im allgemeinen jährlich nur eine Internationale
Arbeitskonferenz stattfindet, tritt die Jnternationale Arbeits-

konferenz dieses Jahr zweimal zu Tagungen zusammen-) Am

lo. Oktober d.I. beginnt die 13. Internationale Arbeitskonferenz
in Genfr Auf der Tagesordnung stehen ausschließlich see-

Dame am Rhein
Die großenStröme sind nicht bloß volkswirtschaftlicheSchlagadern

eines bestimmten Erdraums, sondern auch soziologischeBindemittel und
kulturbildende Faktoren. An ihren Ufern konzentriert sichder Reichtum-

die politische Macht, das

geistige Leben. Und da-

durch, daß die Kräfte dieser
Gewässer unerschöpflich
und immer lebendig find,
bleibt auch: alles, was diese
Kräfte in den Zeitläuften
geschaffen haben, mit dem

lebendigen Augenblick ver-

bunden. Wenn man die
Städte am Rhein besucht,
empfindet man deutlich die

greifbare Kontinuität der

verschiedenen Zeiten und

Kulturschichten, denn der

Strom, der allen«-«,Ge1;nein-
same, ist heute Ebenso ge-
genwärtig wie vor tausend
und zweitausend Jahren.
Die großen Dome des Mit-
telalters sind auch zwischen
mächtigen Hebekränen und
Brücken nicht aus der Re-
alität heutigen Lebens hin-
ausgeraten und nichts Mu-

sealsKonserviertes hält sie
vom Luftraum der Gegen-
wart abgeschlossen.

Man kann sagen, daß der unvergeßliche Rhythmus einer Rhein-
reise nicht durch das Rattern der Schiffsschrauben, das Heulen der

Sirenen oder durch das geheime Gesetz der imposanten Betrieb-

samkeit auf diesem Handelsemporium hervorgebracht wird, als viel-

mehr durch die vor Jahrhunderten von den alten Kirchenban-
meistern gesetzten Hauptakzente. Das Wandelbild der liebenswür-

digsten Landschaft erhält durch die großen Dome seinen geistigen
Halt. Heute sind diese Bauwerke dem Landschaftsbild als not-

wendige Fluchtpunkte einverleibt, aber ihr Sinn ist nicht bloß
ästhetisch. Sie deuten die frühen Stufen rheinischen Lebens-

gefühles an, sind die formgewordene Gedankenwelt, welche der

Transact-an G. m» b. E.Mainz: Dom

a) Vgl. hierzu den Aufsatz auf S. 184 des laufenden Jahrgang-s dieser Zeitschrift
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Platz zum Sitz des Le-

männische Fragen.
Gegenstände:

l. Regelung der Arbeitszeit an Bord.
2. Schutz der Schiffsleute im Falle von Krankheit einschließlich

der Behandlung der Unfallverletzten an Bord. Hierzu ge-
hört die Verpflichtung des Reeders gegenüber kranken oder
verwundeten Schiffsleuten und die Krankenversicherung der

Schiffsleute.
Z. Verbesserung der Aufenthaltsbedingungen der Schiffsleute

in den Häfen. —-

4. Einführung eines Mindestmaßes von beruflicher Befähigung
durch die Schiffahrt treibenden Länder für Kapitäne, Ravi-

gationsoffi iere und Ingenieure, die als Wachoffiziere an

Bord der zandelsschiffeDienst tun.

Die besonders wichtige Frage der Arbeitszeit an Bord hat
bereits im Iahre— 1920 die Internationale Arbeitskonferenz von

Genua beschäftigt. Damals fand der Entwurf eines Überein-

kommens, der eine 48stündige Wochenarbeitszeit mit der Möglichkeit
beschränkter Überarbeit an Bord festlegen wollte, nicht die nötige
Mehrheit und galt somit als abgelehnt. —- Zwischen den

Punkten 2 und Z der Tagesordnung besteht insofern ein gewisser
Zusammenhang, als der Schutz der Seeleute in den Häfen auch den

Gesundheitsschutz umfaßt und so dazu beitragen kann, die Krank-

heitsbekämpfung an Bord zu erleichtern. Im übrigen werden für
die Verbesserung der Aufenthaltsbedingungen der Seeleute in den

Häfen eine große Anzahl von Maßnahmen auf den verschiedensten
Gebieten zur Debatte gestellt. —- Den äußeren Anlaß dafür, den

vierten Punkt auf die Tagesordnung zu setzen, dürfte die Ver-

Es handelt sichs um die folgenden vier

urteilung des französischenWachsoffiziers des Dampfers »Lotus«
wegen eines Zusammenstoßes mit einem türkischen Schiff durch
ein türkisches Gericht gegeben haben. Diese nach Auffassung der

SchiffsaffiziersVerbände unzuständige Aburteilung hatte zu Ein-

gaben an das Internationale Arbeitsamt geführt.
»

Sämtliche Verhandlungsgegenstände der Tagesordnung, die

durchs eingehende Berichte des Internationalen Arbeitsamts vor-

bereitet werden, stehen zur ersten Beratung an. Das gilt auch für
die Frage der Arbeitszeit. Es werden also auf der bevorstehenden
Konferenz noch keine endgültigen Beschlüsse gefaßt werden. Dr. F.

X Don Johannes Urzeit-K

Rhein zur Reife gelangen ließ. Ein Blick in ihre Tiefe zeigt, wie
dieser Strom zum Schicksal eines Volkes werden konnte. Die

Ideen des Christentums und des Kaisertums«derromanischen Zeit
suchten ihren monumentalen Ausdruck an diesem Wasserlauf, der

Süden und Norden verband, Osten und Westen einander zum Be-

wußtsein brachte, und vermöge der einmündenden Nebenadern in

einem gewaltigen Lebensraum gewissermaßenallgegenwärtig sich
ei te.z gDie majestätischen Leitmotive der romanischen Kirchenban-

kunst am Rhein, die Dome von Mainz, Worms und Speyer, können
so unter einem gemeinsamen Gesichtswinkel betrachtet werden, denn

sie sind der dreifach modulierte Ausdruck eines und desselben
Autoritätsgedankens, der das Christentum und das Kaisertum der

salischen und der staufis
schen Zeit zu einem wal-

tenden Prinzip verband.

Die Stimmungsunterschiede
zwischen diesen drei Archi-
tekturen entsprechen den

drei Daseinsformen der

christlichen Welt. Ist Mainz
der statuarische Ausdruck
der triumphierenden Kirche-,
versinnbildlicht Worms in

seiner heroischen Großars
tigkeit kämpfendesChristen-
tum, verkündet SpeYer, dies

·

fes mächtige Mausoleum,
vielleicht durch seine beson-
ders tragischen Geschicke
die leidende Ekklesia.

Die Stelle, wo der

Main sich in den Rhein er-

gießt, war seit je eines der

wichtigsten Gelenke des

volkswirtschaftlichen und

politischen Organismus.
Wo heute Mainz steht,

·

saßen schon die Kelten. Die
Römer machten einst diesen

gaten der Provinz Ger-
mania superior. Der Main
wies den Weg nach Inner-

TrieU Transoeean G. m. b. E.

Dom mit Liebfrauentirche
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deutschland, und seine Mündung stellte einen hervorragenden
posten dar. So wurde Mainz schon in fränkischerZeit Sitz eines

Erzbischofs, wurde bald freie Reichsstadt und Hauer des rheinischen
Städtebundes. Um die kulturelle Bedeutung dieser Ortlichkeit
richtig einzuschätzen,halte man sichlvor Augen, daß hier Bonifazius
wirkte, der erste Bote des Christentums in germanischenLanderm
und daß ein Sohn dieser Stadt, Gutenberg, sich hier der ersten Er-

folge der Buchdruckerkunst erfreute. Der Dom
in dieser Stadt hat etwas Heiteres, Triumphies
rendes, eine lebhafte Musikalität, die vielleicht
auch durch lombardische Bauleute der dunkleren
deutschen Gedanklichkeit enthoben wurde. Frei-
lich wirkt hier die Vielfalt mehrerer stilistischer
Instrumente: Da und dort gotifche Rezitative
und die barocken Erleichterungen, welche Franz
Jgnaz Neumann, der Sohn des großen Bal-

tllosar Neumann, in der zweiten Hälfte des

XVIIIL Jahrhunderts den Türmen erteilte. Er

hat den Bau, welcher von verschiedenen Bräns
den schwer mitgenommen war, wieder herge-
stellt und ihm einen achteckigen Vierungsturm
ausgesetzt. Er versuchte dabei, gotisch zu emp-
finden, aber seine barocke Grundnatur setzte
sich gegen ihn durch, und es kam so zu einer
Synthese zwischen Barock und Gotik, welche fast
allzu leichtfertig über dem romanischen Kirchen-
leib hinschwingt. Tritt man heute ins Innere
dieser gewaltigen Säulenbasilika, findet man sie von Bauleuten, fahr-
baren Gerüsten und regellos umherliegenden Steinblöcken erfüllt. Die

steinernen Gewölbe, hier zum erstenmal in der deutschen Kirchen-
baukunst angewendet, sind gelockert, und der ganze von Rissen ge-

fährdete Bau wird durch Zement allmählich ausgebessert. So

dringt das moderne Baumaterial zwischen das Gestein, das vor

achteinhalb Jahrhunderten Heinrich 1V., bekannt durch Canossa,
zum Bau dieses Domes

herbeiführen ließ. Was er

schuf-, fand er schon vor-

empfunden Sein Bau glies
derte sich Teile des ersten
Heiligtums ein, das der

Erzbischof Willigis um die

Wende des Jahres 1000

hier errichtet hatte und das

am Tage der Einweihung
gänzlich niederbrannte. Aber

auch Reste des zweiten, eine
Generation später vollendeten
Neubaus sind dem Mauer-

werk Heinrichs IV. einver-

leibt. Die große Wirkung
des Jnnenraums ist einheit-
Iicher als die des kristalli-
nischen Uußengebildes Die

drei Schiffe, seitlich um Ka-

pellenreihen "erweitert, wer-

den von den beiden Chören
im Gleichgewicht erhalten.
Ein wuchtiges Querschiff
schiebt sich vor der Apsis ein

und treibt den Raum ins

Extensive. Ost- und Westchor
Iagern wie zwei verschiedene
Stimmungswelten einander

gegenüber: der Ostchor ge-

drungen, schwerer, durch die

Unterkellerung der Krypta
aus dem 12. Jahrhundert in

seiner Raumwirkung be-

schränkter, der Westchor, der
· · «

auch bei Gottesdiensten bevorzugt wird, mit seinen lang-
gestreckten Fensteröffnungen stärker nach oben ansteigend
und räumlich unbefangenen .

Eine Stunde Fahrt bringt uns von Mainz nach
Worins. Hier wird germanische Urzeit lebendig,
Römertum, das Reich der Burgunder,, Merowmger
und christlichen Franken. Wornis ist die Stadt der

,

deutschen Heldenepem der Nibelungen, der Rosengartensage und
des Walthariliedes. Kaiser und papst hatten hier, freilich lange,
nachdem der Dom gebaut ward, ihre großenAuseinandersetzungem
und Luther mußte seine Lehren auf einem denkwürdigen
Reichstag hier verantworten. Die verhältnismäßig rasche Ent-

stehung des Wormser Domes St. peter erklärt die fast un-

gebrochenen stilreinen Wirkungen seiner Außenansichtenund seines
Innern. Außem eine monumentale Basilika warmwirkenden röt-

Speyeri Dom

l DOM WOKMS

ll kloc HALTAK

lll KKEUZCANC

lichen Gesteins, im Osten und Westen von zwei Turmpaaren ge-
halten, die wie stolze Recken die Flanken des Ost- und des West-
chores schützenund in den höheren Regionen schon in die gotische
Empfindungswelt hineinragen, ohne freilichl dadurch den roma-

nischen Gesamteindruck wesentlich abzuändern. Auch das gotische
Hauptportal, dieselbe Stelle, wo nach der Sage die Köni-

ginnen miteinander stritten, bringt kaum eine Dissonanz in den

einheitlichen Duktus des Bauwerkes. Es ent-

stand am Orte einer römischen Kulturstätte
um das Jahr 1000, wurde im 12. Jahrhundert
erneuert und war um die Mitte des Iz. Jahr-
hunderts mit den Türmen vollkommen fertig-
gestellt. Bis auf leichte paraphrasierungen in

der gotischen Zeit (Nikolauskapelle) haben spä-
tere Hände nichts hinzugesetzt, und auch die

Erneuerungsbauten des 2o. Jahrhunderts haben
nichts qudringliches hinterlassen. Worms ist
einzig in der reinen Wirkung seiner Blend-

galerien und Rundbogenfriese, in der wunder-

lichen Schimärenwelt seines plastischen Dekors,
vor allem aber in der machtvollen Melodik seines
Massenaufbaues. Wie den heroischen Vers eines

Heldengesangs sskandieren die Türme den basilis
.

.

-- kalen Rhythmus des zwischen beiden Chören
schwebenden Langhauses Tritt man ins Jn-

IMMMM G,m.p.E. , nere, bietet sich unverdorbene, barockes Altar-
werk besiegende romanische Raumbildung, von

pfeiler zu Pfeiler vorwärts zu den Chören leitend, nur auf den

Raum bedacht,. von. überwältigender Uszese in den Einzelheiten,
bewußt auf die Mittel großer- und schlichter Maße beschränkt.

Speyer ist die alte Begräbnisstätte deutscher Kaiser.
Konrad 11. der Salier, Heinrich III., Heinrich Isv., Heinrich V. liegen
hier. Auch- Rudolf von Habsburg Konrad 11. begann den Dom
von St. Maria und St. Stephan im Jahre 1050, und unter den

nachfolgenden Herrschern er-

lebte er vielfache Neubauten.
Brände, Hochwasser, Kriegs-
greuel haben ihm arg mitge-
spielt. Er mußte im Laufe
der Jahrhunderte als Gips-
magazin, Laz-arett, Gefange-
nenlager und Heuschober die-
nen, war Stall und Waren-

lager ebenso wie eine Zeit-
lang der Dom von Mainz-
wurde abgebrochen, unter-

miniert, gesprengt und hat
sich doch trotz alledem erhal-
ten. Die Zähigkeit dieses
Bauwerks, die unbesiegliche
Widerstandskraft seines Gei-

stes, der sich doch immer wie-
der gegen den Wechsel der

Zeit durchsetzt und die Wie-

derherstellung des Verfsallenen
erzwingt, muß mit Bewunde-

-rung erfüllen. Und trotz der

zahlreichen Eingriffe erneuern-

der Hände steht heute ein ein-

heitliches, harmonisches Bau-
werk vor uns, das, wenn wir
den schweren Mißton der Vor-

halle außer acht lassen, mit sei-
nen klaren, imponierenden
Massen beherrschend und beru-

higend zur Einkehr auffordert.
»Mit der Majestät eines Kriegs-
schiffes«,so charakterisiert Wil-
helm Pinder diesen Dom, »zieht
er von West nach Ost, um dem

Rheinstrom selbst seinen pracht-
vollen Bug zuzuwenden.« Jm
Gegensatz zu den Domen von

Mainz und Worms, zu deren

Füßen kleine Bürgerhäuser sich
ducken, steht der Dom von

» «
»

· ·
· Speyer im Grünen, und da

nun, im Milde-Landschaftlichemüberwältigt uns erst recht die
gigantische Fügung dieser Massen, die von unzähmbaren Tempera-
menten wahllos übereinandergetürmtworden weitem-wenn nicht
der strenge regelnde Ernst eines erhabenen Gedankens immer wieder

gliedernd und ordnend eingegriffen hätte. Dieverhaltene Glut
dieses Bauwerks fühlen wir ganz, wenn wir seinen Jnnenraum .

betretenund uns der inbrünstigeZug der Pfeilerprozessionen, um-

stromt von mystischen Lichtern, langsam zum Altare heranstihrt.
·
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n er »

s. Kunst, Mgusik,Literatur 12. Märschen 1n Ganzlemenband Rm. 6.80

Die Bildbänder werden jm allgemeinen mit einem erläuternden

Text geliefert. Die meisten Lfsserien haben einen ausführ-

lichen sehreibmasehinentext. Den Reihen, die ohne Text . , , z«

gsuskskk werden, M si« Budvskzsickmis bei nagt »zw. lateressent tst Jeder tm offent-
sind diese mit Zwischentiteln oder Text im Bi de versehen

« » .

T - Text, V - Verzeichnis, Z - Zwischentitel betten und wtktschaftltcth Leben
Preise unverbindlieh, Änderungen vorbehalten

,

"

.

Gerichts- und Erfüllungsort: Berlin-Mitte
" stehe-Ide- Jedek Kaufmanns lacu-

s

Fardsge Bilds-ödes- strielle, Landwirt, Beamte, Ver-

bAufGrundsääondärerdBestequngivxerxienBimgnzlåufJunge-h h d l
.

«

estirmnte
«

er an gerne- ge e er . er use ag etr" t
«

für I ferbiges Bild Mk. 0,60, 10 farbige Bilder Mk. 5,—-·ag"

an s elten syndlkast Lehrer-

Muhsksxsuung von Eises-andern Polacken-, Wissenschaftler oder
neeh lhren eigenen Die-positiven und Vorlagen »

jeder Art preiswert in bester Ausführung Praktiker
Verlangen sie kostenlos sonderangebot

haust-sauste Lscurasr.osolsnssr

PHOTOSRAPHIS G- M- Z- H· PROJSKTION

Abtlg. Zustand-Its rtrleb

Berlin Wss Potsdsmer strase 41
Ist-Irqu s I Kukttlrtt Ocss
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Der Heimatdieust
—

II c I· III o II I II m o

such olIIIc Notenltenulnls

Reiche Auswahl

J Ge1egenheitskäukei
Bequeme Zehlweise. Prospekt- E kostenlos

IIIiIlIcs llIIlI IIåklllclIIlllIIIIillls
blitzen-eines. nptq nahe blitzen-plat-

Oxugellräses
rot-, gesunde were o. Abfall
2 lcgi. = 9 klu. 4,39 Z -·
200 mark-no 4,89 Es
100 aw. u. 1 Kei. 4,39 J F
Ic.sslbeld, Netto-l illelslelsl Nr.507

Moselwein . . . ?
lieu-I nurvon tlercnellel
Welnlcellerei s c h m it g e n

Berncastel 60 lliloseh
Laufende Anerkennungenl vnc e P-

Tellzahlungl Unzdvulns BiswestkkSelegenlleitskauil o Fsc
·

1928er Meringerschwarzlay Decken
a. Fl. 1,25, 19286r Bern— 1.««Ufekcasteler Held e. Pl 1,45, s Pechappakcte

Dis peie Abwicklung. Venlsie
sofort bemusterste 0ffente.
Vers-and nach suswäris frachtfrsei

Deutsche Tep ichsVekstriebs Gesund-ji«

als Rest-Dosten, spritziger
n. bekommL Moselweine
i. Kisten m. 15, 25, 30 u.

«

50 Fl. Glas u. Kiste leih-
weise oder 0,20 . Fl.,
kerner:1tot.wein,1,25pxBow-

Sen-in «8«Kmnenstp’66-SZ 017, Am osasotlanol
lenwein 1,—. Sof. bestellen Beamte 5 wo Revan-
nnd Prelslisten verlange-at J

VckcIIIILlc
akilllllcllvckslcllcklllle - Ästllcllfkcscllscllsll

(vorrn. Seelen-eg. Kosrnos und selbstnllfe)

Aktienkapital 5 Mill. RM. Reserven über 4 Mill. RM.
Verslciiertenbestersd über 400 000

Krankenversicherung rnit Gewinnbeteiligungl
Vertragsgesellscnatt vieler grober Verbänclel

Vollständig freie Arzrwenll l Keln Krenlcensehein und keine

Krankmeldungl J Keine äntllche Untersuchung bel der Auf-
nehrnel J Hohe Lelstungen bei Arzt-« Artneh Operatione-
untl Krankenhauskostenl

- Wochenhilfe! sei Unfall sofort Anspruch
Hohes sterbegeldl auf die Leistungenl

Verlangen sle kostenloe und ohne jede Verbind-
lichkeit Prospekt und Aufnahmescheln durch

PG Meist-z
heben Sie-Beleggive-?

echt re e

Jede-Z Käuxerserhält-
gegeo l- mag-»F
ckseses gsepetes

,..

— eine Tische-»b-

EM
X zgratrs

--t;j«ll"sl
qk

ei
ABCO ge BEKLW Fu- 68 mewaer

öctl n lich
An »Zexleme-4Pperel
zu eufea

luusssaustnm. .c
,

il,-

25jährsie Erfahrung
bietet arankie Pär-

Konstruktion und
Resultat-Z

80cllcll cksclliclli

silllL llllll IllilllL . llll XII
Ilernasgegenen von

ficllckållllllsllllllkcchck

lco lich

Das Wert enthält über 100 Musikstücke und

Lieder. Es umfaßt 380 Seiten und kostet
aus holzsrciem Papier gedruckt, in elegantem

Ganzleinenband nur 20.— Mi.

-:M-.
Ehr
i

k-

SAITEG
KLANG
XIX UNDXX t-: Wir tiefern dieses Atvum gegen

JAHRHUNFÆH
"f« Monate-raten von . . . . . . . . . . . . . . . « , 3.-

r

porto- und verpacktmgsfrei !

Auch die früher erschienenen Bände dieser
teichhaltigen preiswerten Sammlung liefern

- wir gegen Teilzahlung

Illhllällmchsalcllli
Jeder Besitzer«des 12. Bandes ,,Sang und

Klang«, der von seinen Bekannten eine weitere

Bestellung auf den Jubiläumsband (Band 12) bringt, erhält als Werbeprämie völlig
kostenlos die Jubiläumsausgabe »Gott-me Musit«. Der vielseitige, musikalisch »und
literarisch hochinteressante Inhalt des Heftes wird Jhnen und Ihren Freunden sicher
große reude bereiten. Veranlassen Sie darum die Bestellung sobald-wie möglich

unter Benutzung des Ihrem Bande ausgedruclten Gutscheines bei uns.

Kinzig-istsDeutschenBeamten-BuchhandlungG.m.v.h»
Berlin SW 68, Neuenburger Straße s,

AnstaltdesDeutschenBeamten-Wirtschastsbundes,

laut Angebot im »Heimatdienst« »Saug und Klang, Bd. 12«, Ganzleinen zum Preise
von 20 Mark — gegen bar —- gegen Monate-raten å — der ganze Betrag —

die erste Rate —- solgt gleichzeitig —- ist nachzunehmen — folgt auf Postscheckkonto:
Berlin Mr, 688 55. (Erfiillungsort Berlin-Mitte).

Stand:
. «

.

«

,

«

Mr

-«D-':-.J«:d»
k«

se
.

(

Hil»

i
» ,

J-

-:..,;«-
»

s»«-

Vor- u. Zunamct .................. .............. ..

Ort und Straße: Datum:

SITTS
nehmen sie bei lliren

Anfragen nnd Bestel-

lungen Bezug auf den

»Heimatdienst«

statt 20 II

Jiiz dpanensoz amortislele
12 crn gr. llelterseeszigarre

höchster Qualität 50 st. M 5.-, 250 st. noch hil-

liger nur-M 24,50, porloknge Nachri. preisliste grans-
Gebr.We·-kmann, Zig.-.abr.. Planet-h G S

Wclchl sic sicll Mick Mc llcllc IMIG
mk IIckIIsI llllll Willsck lllllckkiclllcllc
—

Dann verlangen sie sofort kostenlos und unverbindlich
-

est-s grobe illustriert-z Motten-butt- Ists
des seit dem Jahre 1844 in allen Beamtenkreisen

bestempkohlenen Hauses

Im

im —

BERLlN sw 68

Lindenstralze 106

Die Einkaufsquelle tie- Gegmtenquttilie
tin- Kleidung und Wäsche, Stolle, sehuhwaren, Teppiohe, Gar-

dinen etc. und alle Artikel persönlichen und häusliche-n Bedarks

liefert nur Qualitätswaren, speziell die bekannten

Markenartilcel Zu 0kiginalpreisen.

auf Teilsahlung ln 6 Monatsraten
ohne Anteil-lang

I. Rate nat alle Käuke ab heute

am I. November 1929

Ve antwortli sür den redaktionellen Teil gemäß Pressegesetzx Ministekinlrat Dr. strehl, Berlin.
—

»Fürden Unzeigenteile Walter Schmiedicke, Berlin SW —

IlukzrigenpreisckzDie ogefpaitene nun-Höhe kostet 40 Pf. Rai-atte, Beilagenpreise und sonstige Jnsertionsbedingungen laut Tarif der Unzeigenverwaltung. —- Ullemige Unzeigens
annahmer Dr. Walter Setzefand Unnoncen-Expedition, Berlin SW CZ. Friedrichstr. 239. Fernruf: Fs Berginann 6848. —- Offseldruck: W. Büxensiein, Berlin SW ds. 301
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